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Herr Präsident, S1E VOT der Wahl unterzugehen oder sich ergeben
Die Geschehnisse in der Welt sind durch eine Viıelfalt oder ihr en un ihre Zukunft in eigener Verantwor-

EeTNSfier Streitfragen, unı durch die begrenzte Ralle der und UOpferbereitschaft retten.
Vereinten Nationen bei ihrer Lösung, gekennzeichnet. [Diese Enttäuschung VO  - der Zielsetzung der C'harta
Seitdem Wrdas letzte zusammentfraten, 1St derFrieden gyründet sich teilweise auf die anhaltende Uneinigkeit
1n Europa durch die sowjetische milıtärische Besetzung un den Widerstreit der Großmächte ber x1bt och
der Tschechosilowakei erschüttert worden. Mıt dem Kın- andere Ursachen. In einem Bericht des Generalsekretärs
marsch Wr offen beabsichtigt worden, einen itglied- VOT einigen Jahren Wr der dringende Appell enthalten

daran hindern, in usübung seiner SOUVeEeranen „„den Vereinten Nationen mehr Nachdruck als Verhand-
Rechte ungehindert einen friedlichen Weg beschrei- lungsinstrument Für Abkommen verleihen und iıcht
ten Mussen siıch die kleineren Länder dieses Gebietes NUr zur bloßen Erörterung Vo  en Streitfragen‘‘, Der Appell
den Interessen und dem ıllen der führenden C WAar vergeblich. Der Brauch der Erörterung, nicht der
jener Region unterwerten” art eine starke C cas Verhandlung, isSt be1i den Vereinten Nationen cder Usus.
Recht beanspruchen, ißachtung des Interesses Resolutionen werden in schönrednerischem Geiste und
und Willens der kleineren TLänder ihnen I*hren iıllen ohne Rücksicht aut ihre Billigkeit oder Aussicht autf
aufzuzwingen? Wenn dem ist, WAaS ist dann noch VO  } Durchführbarkeit ANZENOMMEN. Ihr Wortlaut wider-
dem in der arta verbrämten Grundsatz der SOUVeEerAanNen spiegelt oft eher die Mathematische Zufälligkeit der Mit-
Gleichberechtigung der V ölker übriggeblieben? oyliedschaft als e1in USSEWOLENES Urteil. Be1i einer Kontro-
In Anbetracht der qualvollen Geschichte Kuropas ist die zwischen 7Wwei Parteien, beispielsweise, die ine
Bedeutung dieser rage besonders chwerwiegend Ihre ber eine einzelne, die andere artei über 15 Stimmen VeLr-
Erheblichkeit 1ST nıcht auf Kuropa allein beschränkt fügt, kann der Geltendmachung der Mehrheitsgegeben-

eit kein moralisches Gewicht beigemessen werden.Wenn eın Ereignis VO  - SOIc mächtiger Tragweite VO  '
1Der Sıcherheitsrat hat sich oft mit dem en (Isten hbe-den Vereinten Nationen ach einigen agen ergebnisloser

Erörterung im Sicherheitsrat nicht weiıterbehandelt wird, taßt: WeNn aber mehr als eın Drittel seiner Mitglieder
unterstreicht dieser Ausgang die angeborene Schwäche Staaten Sind, deren ethnische un gefühlsmäßige oder
des internationalen Iriıbunalis unı seine Abseitsstellung at diplomatische Voreingenommenheit Zallz und gyat
1ım 1Leben und Denken unseLies Zeitalters einseltig ist, verhert der Mehrheitsbeschluß seinen MO

ischen und politischen Wert. 1 ie Schwierigkeit kannnDize schwierige Lage der LA ereinfen /NVattonen
{1UT überwunden werden, indem INan 1ne ständige ber-Das Fehlen derartiger wichtiger TODleme auf unNsSereftr

Tagesordnung veranschaulicht Adie 1ım Niedergang be- einstimmung un Einschlul3 der beteiligten Parteien

oyriffene olle, die die Vereinten Nationen im modernen, anstrebt, un indem InNaAan eine Übereinkunft zwischen
den Parteien icht durch erfügung Oder Zwangsdurch-internationalen en plelen Die Strömungen der poli- führung, sondern vielmehr durch detren Betejligung fÖör-tischen Aktıon un der Gespräche den V ölkern

scheinen außerhalb dieser Mauern verlaufen. Hs 1STt dert. Die ätigkeit der Vereinten Nationen sollte eher
1Ur ach außen hin tröstlich, daß eın Konflikt, nämlich diplomatischen als parlamentarischen Charakter cragen.

Es ist 1ne arte Tatsache, daßß außer Fällen in besondererder imen Osten, ständig VOo  - den Vereinten Nationen
erortert wird. Denn auch diese Krise yründet sich WEIT- Dringlichkeit un Spannung, die ätigkeit der Vereinten
yehend aut die Tatsache, daß den Vereinten Nationen atlonen abflauenden Onentlichen Widerhall Aindet. Den

politischen Schwierigkeiten der Organisation könnte1iım AaAute VO  - 20 ahren iıcht gelungen ist, dem Krieg entgegengewif. werden, WwWEe1n S1e imstande wäre, 1n€der Araber Israel ein Ende Setizen, und im Früh-
SOMIMMNECTL des Jahres 1967/ eNLZOS sıch der Sıcherheitsrat entscheidende Ralle 1m Entwicklungsprozeß pleien
seinen Verpflichtungen. Als siıch Clie Kriegswolken zu!  IM- ber das Entwicklungsjahrzehnt nähert sıch seinem

nde mit der Enttäuschung, daß keines seiner 1eleund die Getahr für Israe] wuchs, floh der wich-
tigste Träger der Weltsicherheit VO  5 der Bildfläche, ohn- erreicht wurde. echzehn Prozent der Weltbevölkerung
mächtig handeln un nicht gvewillt, siıch aAußern. Hs verfügt über lebzig Prozent der Hilfsquellen der Welt
g1bt wohl in der modernen Weltgeschichte kaum eun- Von dem Zustrom VO  ' Reichtum AUS den fortgeschritte-

nen in die Entwicklungsländer TLTAamMmmten 1966 1iUur 7Wwe1ruhigendere Dokumente als den Sitzungsbericht des
Prozent VO  . en multilateralen £HOrden usa4mm3!Sicherheitsrates in den OonAaten Mai/ Junı 1967 Hr often-

bart den Kleinstaaten xlar und eutiic. daß S1€ noch icht Von den 000, 1n Entwicklungsländern tätigen Tech-
damıit technen können, YVYO  w 1er ihre Sicherheit E1- nıkern un Kachleuten VO  - 1960 bis 196 / Nnur 3000

Vertreter der Vereinten Nationen 1m Rahmen des Ent-Jangen. Wenn s1e VO  - Aggression bedroht werden, stehen
wicklungsprogramms der Vereinten ationen.
Zu diesen Quellen der Schwäche gesellen sıch verfahrens-
technische Unzulänglichkeiten, WI1E die übermäßig langeIn Sonderausgabe des Israel Bulletin. Hrsg Botschaft des Staates

Israel. Nr Bad Godesberg, 24 leicht gekürzt). un sich wiederholende Tagesordnung der General-
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Herr Präsident, 

. . . Die Geschehnisse in der Welt sind durch eine Vielfalt 
ernster Streitfragen, und durch die begrenzte Rolle der 
Vereinten Nationen bei ihrer Lösung, gekennzeichnet. 
Seitdem wir das letzte Mal zusammentraten, ist der Frieden 
in Europa durch die sowjetische militärische Besetzung 
der Tschechoslowakei erschüttert worden. Mit dem Ein-
marsch war offen beabsichtigt worden, einen Mitglied-
staat daran zu hindern, in Ausübung seiner souveränen 
Rechte ungehindert einen friedlichen Weg zu beschrei-
ten . . . müssen sich die kleineren Länder dieses Gebietes 
den Interessen und dem Willen der führenden Macht 
jener Region unterwerfen? Darf eine starke Macht das 
Recht beanspruchen, unter Mißachtung des Interesses 
und Willens der kleineren Länder ihnen ihren Willen 
aufzuzwingen? Wenn dem so ist, was ist dann noch von 
dem in der Charta verbrämten Grundsatz der souveränen 
Gleichberechtigung der Völker übriggeblieben? 
In Anbetracht der qualvollen Geschichte Europas ist die 
Bedeutung dieser Frage besonders schwerwiegend. Ihre 
Erheblichkeit ist nicht auf Europa allein beschränkt. 
Wenn ein Ereignis von solch mächtiger Tragweite von 
den Vereinten Nationen nach einigen Tagen ergebnisloser 
Erörterung im Sicherheitsrat nicht weiterbehandelt wird, 
unterstreicht dieser Ausgang die angeborene Schwäche 
des internationalen Tribunals und seine Abseitsstellung 
im Leben und Denken unseres Zeitalters . . . 

Die schwierige Lage der Vereinten Nationen 
Das Fehlen derartiger wichtiger Probleme auf unserer 
Tagesordnung veranschaulicht die im Niedergang be-
griffene Rolle, die die Vereinten Nationen im modernen, 
internationalen Leben spielen. Die Strömungen der poli-
tischen Aktion und der Gespräche unter den Völkern 
scheinen außerhalb dieser Mauern zu verlaufen. Es ist 
nur nach außen hin tröstlich, daß ein Konflikt, nämlich 
der im Nahen Osten, ständig von den Vereinten Nationen 
erörtert wird. Denn auch diese Krise gründet sich weit-
gehend auf die Tatsache, daß es den Vereinten Nationen 
im Laufe von 20 Jahren nicht gelungen ist, dem Krieg 
der Araber gegen Israel ein Ende zu setzen, und im Früh-
sommer des Jahres 1967 entzog sich der Sicherheitsrat 
seinen Verpflichtungen. Als sich die Kriegswolken zusam-
menzogen und die Gefahr für Israel wuchs, floh der wich-
tigste Träger der Weltsicherheit von der Bildfläche, ohn-
mächtig zu handeln und nicht gewillt, sich zu äußern. Es 
gibt wohl in der modernen Weltgeschichte kaum beun-
ruhigendere Dokumente als den Sitzungsbericht des 
Sicherheitsrates in den Monaten Mai/ Juni 1967. Er offen-
bart den Kleinstaaten klar und deutlich, daß sie noch nicht 
damit rechnen können, von hier ihre Sicherheit zu er-
langen. Wenn sie von Aggression bedroht werden, stehen 

1  In: Sonderausgabe des Israel Bulletin. Hrsg. Botschaft des Staates 
Israel. Nr. 3 Bad Godesberg, 24. 10. 1968( leicht gekürzt). 

sie vor der Wahl unterzugehen oder sich zu ergeben — 
oder ihr Leben und ihre Zukunft in eigener Verantwor-
tung und Opferbereitschaft zu retten. 
Diese Enttäuschung von der Zielsetzung der Charta 
gründet sich teilweise auf die anhaltende Uneinigkeit 
und den Widerstreit der Großmächte. Aber es gibt noch 
andere Ursachen. In einem Bericht des Generalsekretärs 
vor einigen Jahren war der dringende Appell enthalten 
„den Vereinten Nationen mehr Nachdruck als Verhand-
lungsinstrument für Abkommen zu verleihen und nicht 
nur zur bloßen Erörterung von Streitfragen". Der Appell 
war vergeblich. Der Brauch der Erörterung, nicht der 
Verhandlung, ist bei den Vereinten Nationen der Usus. 
Resolutionen werden in schönrednerischem Geiste und 
ohne Rücksicht auf ihre Billigkeit oder Aussicht auf 
Durchführbarkeit angenommen. Ihr Wortlaut wider-
spiegelt oft eher die mathematische Zufälligkeit der Mit-
gliedschaft als ein ausgewogenes Urteil. Bei einer Kontro-
verse zwischen zwei Parteien, beispielsweise, wo die eine 
über eine einzelne, die andere Partei über 15 Stimmen ver-
fügt, kann der Geltendmachung der Mehrheitsgegeben-
heit kein moralisches Gewicht beigemessen werden. 
Der Sicherheitsrat hat sich oft mit dem Nahen Osten be-
faßt; wenn aber mehr als ein Drittel seiner Mitglieder 
Staaten sind, deren ethnische und gefühlsmäßige oder 
gar diplomatische Voreingenommenheit ganz und gar 
einseitig ist, verliert der Mehrheitsbeschluß seinen mora-
lischen und politischen Wert. Die Schwierigkeit kann 
nur überwunden werden, indem man eine ständige Über-
einstimmung unter Einschluß der beteiligten Parteien 
anstrebt, und indem man eine Übereinkunft zwischen 
den Parteien nicht durch Verfügung oder Zwangsdurch-
führung, sondern vielmehr durch deren Beteiligung för-
dert. Die Tätigkeit der Vereinten Nationen sollte eher 
diplomatischen als parlamentarischen Charakter tragen. 
Es ist eine harte Tatsache, daß außer Fällen in besonderer 
Dringlichkeit und Spannung, die Tätigkeit der Vereinten 
Nationen abflauenden öffentlichen Widerhall findet. Den 
politischen Schwierigkeiten der Organisation könnte 
entgegengewirkt werden, wenn sie imstande wäre, eine 
entscheidende Rolle im Entwicklungsprozeß zu spielen. 
Aber das Entwicklungsjahrzehnt nähert sich seinem 
Ende mit der Enttäuschung, daß keines seiner Ziele 
erreicht wurde. Sechzehn Prozent der Weltbevölkerung 
verfügt über siebzig Prozent der Hilfsquellen der Welt. 
Von dem Zustrom von Reichtum aus den fortgeschritte-
nen in die Entwicklungsländer stammten 1966 nur zwei 
Prozent von allen multilateralen Behörden zusammen. 
Von den 80 000, in Entwicklungsländern tätigen Tech-
nikern und Fachleuten waren von 1960 bis 1967 nur 3000 
Vertreter der Vereinten Nationen im Rahmen des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen. 
Zu diesen Quellen der Schwäche gesellen sich verfahrens- 
technische Unzulänglichkeiten, wie die übermäßig lange 
und sich wiederholende Tagesordnung der General- 
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versammlung und die Neigung, übergroße Konferenzen in dem sıch cdiese Erörterungen ın den letzten sechzehn
abzuhalten, deren Früchte nicht eich: sichtbar s$ind. Und Monaten gehalten hat, zeichnen.

im Interesse des Friedens werde ich mich einer usführ-dabei hat och niemals eine objektivere Notwendigkeit
tür einen einheitlichen Rahmen internationaler Berzie- lichen Stellungnahme ber die VON den Außenministern
hungen bestanden als ın diesem Zeitalter weltumfassenden einiger arabischer Staaten 1er gemachten, polemischen
geschichtlichen Geschehens Die Organısation der Ver- Beobachtungen enthalten. Die völlige un makellose
einten Nationen ist, al} ihrer Mängel, och immer Selbstzufriedenheit, mit der Cdiese Mıniıster gesprochen

aben, cdas völlige Fehlen Selhbstkritik und Neuerungendie einzige Verkörperung eines Weltgeistes. Nur S1e e1in
verwickelt die Staaten in clas Abenteuer der Weltgemein- 1n x  ihren Ausführungen; das Fehlen einer ausführlichen
schaft ber die wischen Iraum un Wirklichkeit un geordneten Stellungnahme konkreten Fragen
ISt übermäßig groß Die Zeit ist reit für 1Ine Überprü- all das veranschaulicht die Hemmungen, die die arabı-
fungskonferenz, auft der die Vereinten Nationen nicht schen Regilerungen noch immer daran hindern, sich
ihre  . Vergangenheit feiern, sondern ihre Zukunft planen Aafe und konstruktive edanken über ihre Beziehungen
ollten Die Organisation sollte siıch selhst betrachten, Israel machen. Fürwahr, der Außenminister cdes
hre Erfahrung klassıfizieren un ihre Prozedur 1m Wort- Suclhans hat tatsächlich empfohlen, Israel demolieren
laut der vorliegenden Verfassung LICU gestalten und tat10- und se1n olk versireuen. Wır haben mMI1t der Alte-
nalisieren. Der fünfundzwanzıgste Jahrestag ihrer (zrün- STeEeN und testesten Bindung 1n der Menschheits-
dung könnte 1ne passende Gelegenheit tür diese Übung geschichte ”7wischen einem olk un:! se1inNnem Land tun.
1n ofener und schöpferischer Selbstkritik bieten Und da spricht e1in arabischer Führer VO  5 srael, als ob
1C. iL1UL aut dem afrıkanıschen Kontinent sind die 1ne vorübergehende internationale Ausstellung SC1,
Menschenrechte gefährdet. Wir haben gesehen, w1E 1in die manl zusammenlegen un abtransportieren l-ann.
UOsteuropa der abscheuliche (se1ist cdes Antisemitismus Solch nteHektuelle Leichtfertigkeit und Selbsttäuschung
ZuUrT Rechtfertigung VoO  . Unterdrückungsmalinahmen her- pflegt [11laill bei anderen internationalen Streitfragen nıcht
autbeschworen wurde. In anderen Tellen UOsteuropas hören. Israel kann schwerlich die unermeßlichen Ver-

luste und die ast vCcrgeESSCNH, welche während zwanzlıgleiden Juden immer noch un EeErNsStIen Behinderungen
in ihrer relig1ösen und rulturellen Selbstbestimmung Jahren durch die unversöhnliche, gerichtete
WI1IC auch aut anderen Gebieten. Und 1n arabischen Län- Feindseligkeit, die ihren unvergeßlichen Höhepunkt
dern sind alte jüdische Gemeinschaften Peinigungen A4US- 1m Sommer 1967 erreichte, mußte {Ienn WAarTtr

YESCLZL, als Rache für das Fehischlagen der Aggression kein Sechstagekrieg, sondern handelt siıch vielmehr
Israel im Juni 19067, während internationale An- einen ZWwanzıg a  re währenden rieg, den die ALA-

teilnahme ihrem Schicksal hartnäckig behindert bischen Staaten 1in verschiedenen Stärkegraden 1n der
wird.5 often gehegten Hoffnung nuf sraels Untergang un Ter-
Herr Präsident, meine Regierung hat beschlossen, den Sstörung geführt haben Hs geht jetzt die Frage, ohb
Mitgliedern der Vereinten Nationen 1ne ausführliche dieser rieg durch einen endgültigen Frieden beendet
Darstellung ihrer Anschauungen über die Herstellung oder 1ur unterbrochen wird, unter Bedingungen
eines gerechten und dauerhaften Friedens 1m Nahen wlieder eröftinet werden, die füur einen arabischen Erfolg

aussichtsreicher S1ind.()sten unterbreiten. Im ATm der giftigen Oftentlichen
Erörterungen sind die tieferen Beweggründe uLlSseTeL DIie u11sS 196 / drohende Gefahr Wr der Ööhepunkt und
DPolitik oft nıcht l-lar erkannt worden. Hine Friedens- nicht die Geschichte ufiiSeTCTr mißlichen Lage Kein
struktur kann naturlich nicht durch Reden VO  - dieser anderes olk War genötigt, die e1it hindurch sein
Kanzel errichtet werden. Es dürfte aber für die Partetien indivicduelles und gemeinschaftliches Leben in rage
nützlich se1n, ihre Absichten klar machen un ein Bild gestellt sehen. Hınter sraels Suche nach einem siche-
ihrer Vorstellungen über den üblichen Wortschatz hinaus, remn Leben steht cdas besondere und furchtbare Vermächt-

Vgl XIX. 60 durften, wurden VOrTr dem Verlassen des Landes den Rotkreuzdelegier-
Ays dem Jahresbericht 1967 des Internationalen Roten TEHZES ZUT ten übergeben.
Lage der dischen Restminderbeiten ın den arabischen Ländern: Besonders schlecht 1Sst derzeıt dıe Lage der Juden IM Irak re Zahl
Das Internationale omıtee V Ol Koten Kreuz zibt in seinem Jahres- beträgt 2500 Von diesen befindet sıch eine egrößere Gruppe in dem
bericht tür 1967 Kenntnis auch iber seine Bemühungen ZUgUNsiEN der klimatısch sehr ungünstıgen Anhaltelager ugrat as-Salem, dıie
dischen Rest-Gemeinden In den arabischen Ländern. Diese jüdischen Existenzbedingungen katastrophal sind.
Gemeinden, die sıch U Staatsbürgern der betreftenden rabischen Die arabıschen Staaten widersetzen sıch der nrecgung des
Länder Jüdischer Konfession und AUS Staatenlosen mm  SCetizECN, Generalsekretärs Than-t, die Lage der Juden arabıscher Herr-
e bereits VOT dem Ausbruch der Feindseligkeiten im Junı 1967 schaft in Ahnlıcher Weise überprüten zZuUu  ' lassen, wı€ in ezug aut die
in einer wenıg erfreulichen Lage Aas Internationale Omiıtee VO Lage der rabıschen Bevölkerung ın dem V O'  3 Israel besetzten Territo-
Roten Kreuz hatr damals den Regierungen dieser arabischen Länder r1um der Fall 1St, Die Rechtsabteilung des UNO-Sekretariates hat mit
mitgeteılt, dafß die Bestimmungen der Konvention über den Schutz bürokratischer Unmenschlichkeit der Meınung Ausdruck gegeben, dıe
der Zıyılbevölkerung zumindest analog aut den betreffenden DPerso- Entschließungen der UNO-Generalversammlung hinsichtlich der uma-
nenkreis Anwendung finden sollen. Das Internationale Omıiıteer OM niıtiren Probleme iIm Nahen Csten A{s Folge des Sechstagekrieges
Roten Kreuz hat dort, Mitglieder der jüdischen (jemein- beziehe sıch icht auf die Lage der Juden ın arabıschen Ländern
haft besondere Mafßnahmen ergriffen worden y Erlaubnis tür (In Maccabı Nr 372 [Basel, 1968!.)
seine Vertreter erbeten, die Interni:erten aufzusuchen und ihnen auch Die Zahl der HS arabischen Ländern ach Israel geflüchteten Juden
Hiılte bringen: 1es wAar in Libyen und ın Syrıen der Fall in wurde kürzlich in der israelischen Jahresstatistik tür 1968 VO1I-

Syrien wurden dıe jüdischen Gemeinnden VO Damaskus, Aleppo Un! Öffentlicht. ehr als 660 01018 Juden SIN cE1T dem 15 Maı 1948 nach
Kamichli VO Vertretern des Internationalen Komitees VO: Roten Israel geflüchtet. Sıie Un ıhre Nachkommen bılden mehr
Kreuz autgesucht, während Ägypten solchen Delegierten iıcht gEestaL- als 60 0 /a der Bevölkerung des Landes. Vor ıhrer Ausreise wurde
tefe, ınternlerte staatenlose Juden kontaktieren, In ÄAgypten ıhr Besitz Deschlagnahmt, und s1e kamen ın Israel als voll-
konnte LLUI die Erlaubnis erreicht werden, d4ß diese Internjerten durch ständig Besitzlose Eınige tausend Jüdische Famılien leben noch
dıe Vermittlung des Internationalen Roten TeUZeEeSs un des ägypti- in Ägypten, S5yrien un Irak, S1€ entwürdigenden Demütigungen
schen Roten Halbmonds Nachrichten Vvon ihren Familien erhalten un: VO: seıten der Behörden AaUSBESETZT sind.

S1e weitergeben SOW1€ Unterstutzungen empfangen. Eınıige Dutzend (In Israelitisches Wochenblartt der Schweiz 68/46|. Zürich, 15 11
nach dem Sechstagekrieg freigelassene Juden, die Ägypten verlassen 1968,
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versammlung und die Neigung, übergroße Konferenzen 
abzuhalten, deren Früchte nicht leicht sichtbar sind. Und 
dabei hat noch niemals eine objektivere Notwendigkeit 
für einen einheitlichen Rahmen internationaler Bezie-
hungen bestanden als in diesem Zeitalter weltumfassenden 
geschichtlichen Geschehens. Die Organisation der Ver-
einten Nationen ist, trotz all ihrer Mängel, noch immer 
die einzige Verkörperung eines Weltgeistes. Nur sie allein 
verwickelt die Staaten in das Abenteuer der Weltgemein-
schaft. Aber die Kluft zwischen Traum und Wirklichkeit 
ist übermäßig groß. Die Zeit ist reif für eine Überprü-
fungskonferenz, auf der die Vereinten Nationen nicht 
ihre Vergangenheit feiern, sondern ihre Zukunft planen 
sollten. Die Organisation sollte sich selbst betrachten, 
ihre Erfahrung klassifizieren und ihre Prozedur im Wort-
laut der vorliegenden Verfassung neu gestalten und ratio-
nalisieren. Der fünfundzwanzigste Jahrestag ihrer Grün-
dung könnte eine passende Gelegenheit für diese Übung 
in offener und schöpferischer Selbstkritik bieten .. . 
Nicht nur auf dem afrikanischen Kontinent sind die 
Menschenrechte gefährdet. Wir haben gesehen, wie in 
Osteuropa der abscheuliche Geist des Antisemitismus 
zur Rechtfertigung von Unterdrückungsmaßnahmen her-
aufbeschworen wurde. In anderen Teilen Osteuropas 
leiden Juden immer noch unter ernsten Behinderungen 
in ihrer religiösen und kulturellen Selbstbestimmung 
wie auch auf anderen Gebieten. Und in arabischen Län-
dern sind alte jüdische Gemeinschaften Peinigungen aus-
gesetzt, als Rache für das Fehlschlagen der Aggression 
gegen Israel im Juni 1967, während internationale An-
teilnahme an ihrem Schicksal hartnäckig behindert 
wird. 2  
Herr Präsident, meine Regierung hat beschlossen, den 
Mitgliedern der Vereinten Nationen eine ausführliche 
Darstellung ihrer Anschauungen über die Herstellung 
eines gerechten und dauerhaften Friedens im Nahen 
Osten zu unterbreiten. Im Lärm der giftigen öffentlichen 
Erörterungen sind die tieferen Beweggründe unserer 
Politik oft nicht klar erkannt worden. Eine Friedens-
struktur kann natürlich nicht durch Reden von dieser 
Kanzel errichtet werden. Es dürfte aber für die Parteien 
nützlich sein, ihre Absichten klar zu machen und ein Bild 
ihrer Vorstellungen über den üblichen Wortschatz hinaus, 

2  Vgl. FR XIX, 69/72, S. 60 f. 
Aus dem Jahresbericht 1967 des Internationalen Roten Kreuzes zur 
Lage der jüdischen Restminderheiten in den arabischen Ländern: 
Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz gibt in seinem Jahres-
bericht für 1967 Kenntnis auch über seine Bemühungen zugunsten der 
jüdischen Rest-Gemeinden in den arabischen Ländern. Diese jüdischen 
Gemeinden, die sich aus Staatsbürgern der betreffenden arabischen 
Länder jüdischer Konfession und aus Staatenlosen zusammensetzen, 
waren bereits vor dem Ausbruch der Feindseligkeiten im Juni 1967 
in einer wenig erfreulichen Lage: das Internationale Komitee vom 
Roten Kreuz hat damals den Regierungen dieser arabischen Länder 
mitgeteilt, daß die Bestimmungen der Konvention über den Schutz 
der Zivilbevölkerung zumindest analog auf den betreffenden Perso-
nenkreis Anwendung finden sollen. Das Internationale Komitee vom 
Roten Kreuz hat dort, wo gegen Mitglieder der jüdischen Gemein-
schaft besondere Maßnahmen ergriffen worden waren, Erlaubnis für 
seine Vertreter erbeten, die Internierten aufzusuchen und ihnen auch 
Hilfe zu bringen: dies war in Libyen und in Syrien der Fall: in 
Syrien wurden die jüdischen Gemeinden von Damaskus, Aleppo und 
Kamichli von Vertretern des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz aufgesucht, während Ägypten solchen Delegierten nicht gestat-
tete, internierte staatenlose Juden zu kontaktieren. In Ägypten 
konnte nur die Erlaubnis erreicht werden, daß diese Internierten durch 
die Vermittlung des Internationalen Roten Kreuzes und des ägypti-
schen Roten Halbmonds Nachrichten von ihren Familien erhalten und 
an sie weitergeben sowie Unterstützungen empfangen. Einige Dutzend 
nach dem Sechstagekrieg freigelassene Juden, die Ägypten verlassen 

in dem sich diese Erörterungen in den letzten sechzehn 
Monaten gehalten hat, zu zeichnen. 
Im Interesse des Friedens werde ich mich einer ausführ-
lichen Stellungnahme über die von den Außenministern 
einiger arabischer Staaten hier gemachten, polemischen 
Beobachtungen enthalten. Die völlige und makellose 
Selbstzufriedenheit, mit der diese Minister gesprochen 
haben, das völlige Fehlen an Selbstkritik und Neuerungen 
in ihren Ausführungen; das Fehlen einer ausführlichen 
und geordneten Stellungnahme zu konkreten Fragen —
all das veranschaulicht die Hemmungen, die die arabi-
schen Regierungen noch immer daran hindern, sich 
klare und konstruktive Gedanken über ihre Beziehungen 
zu Israel zu machen. Fürwahr, der Außenminister des 
Sudans hat tatsächlich empfohlen, Israel zu demolieren 
und sein Volk zu verstreuen. Wir haben es mit der älte-
sten und festesten Bindung in der ganzen Menschheits-
geschichte zwischen einem Volk und seinem Land zu tun. 
Und da spricht ein arabischer Führer von Israel, als ob es 
eine vorübergehende internationale Ausstellung sei, 
die man zusammenlegen und abtransportieren kann. 
Solch intellektuelle Leichtfertigkeit und Selbsttäuschung 
pflegt man bei anderen internationalen Streitfragen nicht 
zu hören. Israel kann schwerlich die unermeßlichen Ver-
luste und die Last vergessen, welche es während zwanzig 
Jahren durch die unversöhnliche, gegen es gerichtete 
Feindseligkeit, die ihren unvergeßlichen Höhepunkt 
im Sommer 1967 erreichte, ertragen mußte. Denn es war 
kein Sechstagekrieg, sondern es handelt sich vielmehr 
um einen zwanzig Jahre währenden Krieg, den die ara-
bischen Staaten in verschiedenen Stärkegraden in der 
offen gehegten Hoffnung auf Israels Untergang und Zer-
störung geführt haben. Es geht jetzt um die Frage, ob 
dieser Krieg durch einen endgültigen Frieden beendet 
oder nur unterbrochen wird, um unter Bedingungen 
wieder eröffnet zu werden, die für einen arabischen Erfolg 
aussichtsreicher sind. 
Die uns 1967 drohende Gefahr war der Höhepunkt und 
nicht die ganze Geschichte unserer mißlichen Lage. Kein 
anderes Volk war genötigt, die ganze Zeit hindurch sein 
individuelles und gemeinschaftliches Leben in Frage 
gestellt zu sehen. Hinter Israels Suche nach einem siche-
ren Leben steht das besondere und furchtbare Vermächt- 

durften, wurden vor dem Verlassen des Landes den Rotkreuzdelegier-
ten übergeben. 
Besonders schlecht ist derzeit die Lage der Juden im Irak: ihre Zahl 
beträgt ca. 2500. Von diesen befindet sich eine größere Gruppe in dem 
klimatisch sehr ungünstigen Anhaltelager Nugrat as-Salem, wo die 
Existenzbedingungen katastrophal sind. 
Die arabischen Staaten widersetzen sich der Anregung des UNO-
Generalsekretärs U Thant, die Lage der Juden unter arabischer Herr-
schaft in ähnlicher Weise überprüfen zu lassen, wie es in Bezug auf die 
Lage der arabischen Bevölkerung in dem von Israel besetzten Territo-
rium der Fall ist. Die Rechtsabteilung des UNO-Sekretariates hat mit 
bürokratischer Unmenschlichkeit der Meinung Ausdruck gegeben, die 
Entschließungen der UNO-Generalversammlung hinsichtlich der huma-
nitären Probleme im Nahen Osten als Folge des Sechstagekrieges 
beziehe sich nicht auf die Lage der Juden in arabischen Ländern. F. G. 
(In: Maccabi Nr. 32 [Basel, 16. 8. 1968].) 
Die Zahl der aus arabischen Ländern nach Israel geflüchteten Juden 
wurde kürzlich in der israelischen Jahresstatistik für 1968 ver-
öffentlicht. Mehr als 600 000 Juden sind seit dem 15. Mai 1948 nach 
Israel geflüchtet. Sie und ihre Nachkommen bilden zusammen mehr 
als 60 ob() der Bevölkerung des Landes. — Vor ihrer Ausreise wurde 
ihr gesamter Besitz beschlagnahmt, und sie kamen in Israel als voll-
ständig Besitzlose an. Einige tausend jüdische Familien leben noch 
in Ägypten, Syrien und Irak, wo sie entwürdigenden Demütigungen 
von seiten der Behörden ausgesetzt sind. 
(In: Israelitisches Wochenblatt der Schweiz [68/46]. Zürich, 15. 11. 
1968, S. 6.) 
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15 des Massentodes 1m europäischen Schlachthaus Im selen. ıchere und anerkannte Gtrenzen, Ttte CT Aaus,
Maı 1967 sahen WIr unls VOo  — Todesgefahr bedrängt, der hätte im en (Isten niemals gegeben S1e müuliten
W11 1n regelrechter Einsamkeit des andelns un: der deshalb 1m Verlauf des Friedensschlusses VOI den Parteien
Verantwortung gegenüberstanden. Seeblockade; MOrT- festgelegt werden.
derische, feindliche Eınfälle; militärische Einkreisung; Diese also die Vereinbarungen, derentwilien
offene Kriegserklärungen; rasende usbrüche heftiger mMan sraels usammenarbeit bet der issıon Botschafter
rohungen und die formelle ErklärungPräsident Nassers, Jarrings suchte un Trhielt. Welche Aussichten WI1T ımmer
da der amp. sraels Auslöschung begonnen habe über die Formuiterung anderer Regierungen haben MO-
stellten alie den verstärkten Angrifi auft die Kxistenz un E, wurde doch 1in jeder 4se deutlich, da die Her-
die Sicherheit sraels dar stellung eines ständigen Friedens un erstmals eın Ab-
Ne Handlungen, dıe un die weılithin bekräftigte Dehfi- kommen ber den Entwurf siıcherer und anerkannter
nıt1on V OIl Agegression fallen, wurden gyleichzeitig Grenzen die beiden Hauptthemen darstellten [Das sind
uns vereinigt. [)as Weltgewissen wurde zutiefst aufge- dıe notwendigen Voraussetzungen für welıtere Entwick-
rüttelt. Milliıonen Menschen 1n der Yanzell Welt zitterten lungen. Hier muß der Prozel des Friedensschlusses —

Israels Schicksal Die Erinnerung diese finsteren Wenn diese roblieme gelöst Sın  E wird mMA1} auch
Tage lastet schwer auf dem en sraels Unser olk mit den anderen in der Resolution erwähnten Streit-
ebt weiterhin CMNE mit den efahren, denen WIr Iragen ohng Schwierigkeiten zurechtkommen. Der Ver-
damals 2usgesetzt 11. Wır erinnern unls noch, WwWI1Ie die such, 1Ne Anderung der Feuereinstellungsbedingungen
bevorstehende Auslöschung der Exıistenz sraels und außerhalb des (refüges eiInes gerechten un dauerhatten
das Dahinmorden seiıner Bevölkerung In der Welt NSE- Friedens und der Festlegung vereinbarter (srenzen herbei-
haft erOörtert wurden in wilder Ekstase 1n den arabischen zuführen, würde 1ne irrationelle Handlungsweise dar-
Hauptstädten und miıt tiefem, aber machtlosem Bedauern stellen, für die weder eine völkerrechtliche Vollmacht
In anderen Ländern. Es ist das uNSCITEr Poli- och 210 Präzedenzfall bestehen. Es ware dies eın kurzer
tik, das Wıederaufflammen Olcher erahren VOC1- un sicherer Weg rieg Bedingungen,
hindern Die yröhte Gefahr besteht darin, dal3 WIr durch die für die Sicherheit un ExistenzIsraels schädlich waren.
Müudigkeit des Greistes, Ungenauigkeit staatsmänniıscher Unsere Kontakte mit dem Vertreter des Generalsekretärs
Kunst Oder den Zusammenbruch der Geduld wieder nauf begannen im Dezember 1967 egen Ende jenes Monats,
die zerbrechlichen, alschen un unklaren Lösungen 2T Dezember, 1e( ich dem ägyptischen Außenmini-
rückgreifen, die die Naat zukünftiger Kriege 1n sich ber- Ster durch Botschafter Jarring ein Dokument überreichen,
SEN. Jene er Uu1ls, die die Verantwortung für den Ort- in dem ich ıhm ıne Tagesordnung ZUfFX Erörterung der
bestand uUuLSCTIESsS Volkes un das Leben unserer Kinder Herstellung einNes gerechten und dauerhaften Friedens
Iragen, können sıch nıcht m1t Cn Lösungen abfinden,
die nicht einem echten und dauerhaften Frieden tüh-

vorschlug. In diesem Schreiben erklärte 1C  M me1ine Bereılt-
willigkeit, die Anschauungen der VAR rfahren un

re1l, Der Juni des Jahres 1967 sof] der letzte der Kriege schlug VOL, da (3 Vertreter 1ISCIET beiden Regierungen
1m en ()Isten SEWESCNH sein. zusammenkommen sollten, dıe gegenseitigen Ab-

sıchten sondieren un Zuversicht und Vertrauen fürDieser Entschlufß hat 11S5S°PE1IC Politik 1n jeder A4Sse der
politischen Erörterung selt Ausbruch der Feindselig- zukünftige Kontakte gewinnen. In u1lseTfem Schreiben
keiten hıs auf den heutigen Tag bewegt. machten WIr klar, da( die Grenze gyänzlich in Verhand-

jungen un Übereinkunft Festgelegt werden Önne.Im Junı und Juli 1967 lehnte die Generalversammlung
alle Vorschläge ab, die sraels Widerstand verurteilen Die VAR gab keine Antwort, nahm nicht tellung, egte
oder die Bedingungen, die Zu Ausbruch des Krieges keine Gegenvorschläge VOTrT. "Tatsächlic hat die VAR
führten, wiederherzustellen suchten. Kın Markstein bis Z heutigen Tage kein einziges Dokument über-
wurde gelegt, als der Siıcherheitsrat seine einstimmige mittelt, das auft die israelischen Schreiben hinweılst oder
Resolution VO 22.November 1967 annahm Diese Re- dazu tellung nimmt.
solution wurde u11s ZUr Eıinwilligung nıcht als Krsatz Am Januar 1e 105 ich der jordanischen Regilerung durch
für eın Sonderabkommen, sondern als e1n Verzeichnis Botschafter Jarring eın Schreiben überreichen, in dem
vVvVOon Grundsätzen vorgelegt, auft das sich die Parteien Für ich einen konstruktiven Dialog eröftnen anstrebte. Fın
ihr Abkommen tutzen könnten. S 1e wurde, wWwIe Bot- Teıil dieses Schreibens hatte folgenden Wortlaut
schafter Ball 11 September Sa  €, als ‚‚Crerüst VO:  [ 95  1€ eschichte un! die eographie schaffen eine objek-(Grunds atzen, auf dem der Frieden errichtet werden kannn  6

tive Interessenverwandtschaft zwischen den beiden ] än-tormultert. S1ie W4r nıcht als Selbstvollstreckung gyemeınnt.
S1e bedeutete nicht, W1ie Lord Caradon 202 November dern. Mehr als jede andere Beziehung zwischen den Sta2a-

ten des en (Istens handeit sich 1er menschliche> „emme Forderung für einen zeiıtweiligen Waftfen- Interessen 1n gegenseltıger Abhängigkeit. Eine CIHDC undstillstand oder eine oberflächliche Schlichtung““‘. Sie
widerspiegelte, wie Sagte, die Weigerung y ' einer vertrauensvolle Verbindung scheint für das Wohlergehen
SOgCI‘I&HIHCII Übereinkunft teilzuhaben, die nichts ande- Jordaniens ebenso notwendig sein wlie für das Wohl-

ergehen sraels,“*
LE als eine Fortsetzung des trügerischen Waftfenstill-
standes ist  e Ihr Vertasser erklärte, dafß jeglicher ‚„Schritt, ‚„Die strittigen Hauptprobleme zwischen Jordanien un
der unfernomme: wird, sich 1m Rahmen einer11- Israel sind CI1LZ miteinander verknüpft. Territoriale
ten Friedensregelung bewegen und daß sich der Rückzug Sicherheit, wirtschaftlich: un humanıitäre robleme
auf sichere (Gsrenzen vollziehen mul$*. Der Begrift stofßen unmittelbar auteinander. berner ist die politische
„sichere und anerkannte (Gsrenzen‘‘ WAarTr zunächst in einer un rechtliche Grundlage dieser eziehung VON VOL-
amerikaniıschen Vorlage erschienen, deren Verfasser dar- herrschender Bedeutung. Wenn e1n Vorabkommen über
auf hinwies, da( amıit etwas anderes als die Demarka- die Anknüpfung VO  - friedlichen un: dauerhaften
tionslinien des ehemaligen Woaftenstillstandes gemeint Beziehungen zustande kommt, können alle anderen StTI1E-

nis des Massentodes im europäischen Schlachthaus. Im 
Mai 1967 sahen wir uns von Todesgefahr bedrängt, der 
wir in regelrechter Einsamkeit des Handelns und der 
Verantwortung gegenüberstanden. Seeblockade ; mör-
derische, feindliche Einfälle; militärische Einkreisung; 
offene Kriegserklärungen; rasende Ausbrüche heftiger 
Drohungen und die formelle Erklärung Präsident Nassers, 
daß der Kampf um Israels Auslöschung begonnen habe —
stellten alle den verstärkten Angriff auf die Existenz und 
die Sicherheit Israels dar. 
Alle Handlungen, die unter die weithin bekräftigte Defi-
nition von Aggression fallen, wurden gleichzeitig gegen 
uns vereinigt. Das Weltgewissen wurde zutiefst aufge-
rüttelt. Millionen Menschen in der ganzen Welt zitterten 
um Israels Schicksal. Die Erinnerung an diese finsteren 
Tage lastet schwer auf dem Leben Israels. Unser Volk 
lebt weiterhin eng vertraut mit den Gefahren, denen wir 
damals ausgesetzt waren. Wir erinnern uns noch, wie die 
bevorstehende Auslöschung der Existenz Israels und 
das Dahinmorden seiner Bevölkerung in der Welt ernst-
haft erörtert wurden — in wilder Ekstase in den arabischen 
Hauptstädten und mit tiefem, aber machtlosem Bedauern 
in anderen Ländern. Es ist das erste Gebot unserer Poli-
tik, das Wiederaufflammen solcher Gefahren zu ver-
hindern. Die größte Gefahr besteht darin, daß wir durch 
Müdigkeit des Geistes, Ungenauigkeit staatsmännischer 
Kunst oder den Zusammenbruch der Geduld wieder auf 
die zerbrechlichen, falschen und unklaren Lösungen zu-
rückgreifen, die die Saat zukünftiger Kriege in sich ber-
gen. Jene unter uns, die die Verantwortung für den Fort-
bestand unseres Volkes und das Leben unserer Kinder 
tragen, können sich nicht mit vagen Lösungen abfinden, 
die nicht zu einem echten und dauerhaften Frieden füh-
ren. Der Juni des Jahres 1967 soll der letzte der Kriege 
im Nahen Osten gewesen sein. 
Dieser Entschluß hat unsere Politik in jeder Phase der 
politischen Erörterung seit Ausbruch der Feindselig-
keiten bis auf den heutigen Tag bewegt. 
Im Juni und Juli 1967 lehnte die Generalversammlung 
alle Vorschläge ab, die Israels Widerstand zu verurteilen 
oder die Bedingungen, die zum Ausbruch des Krieges 
führten, wiederherzustellen suchten. Ein neuer Markstein 
wurde gelegt, als der Sicherheitsrat seine einstimmige 
Resolution vom 22. November 1967 annahm ... Diese Re-
solution wurde uns zur Einwilligung nicht als Ersatz 
für ein Sonderabkommen, sondern als ein Verzeichnis 
von Grundsätzen vorgelegt, auf das sich die Parteien für 
ihr Abkommen stützen könnten. Sie wurde, wie Bot-
schafter Ball am 11. September sagte, als „Gerüst von 
Grundsätzen, auf dem der Frieden errichtet werden kann" 
formuliert. Sie war nicht als Selbstvollstreckung gemeint. 
Sie bedeutete nicht, wie Lord Caradon am 22. November 
sagte, „eine Forderung für einen zeitweiligen Waffen-
stillstand oder eine oberflächliche Schlichtung". Sie 
widerspiegelte, wie er sagte, die Weigerung „an einer 
sogenannten Übereinkunft teilzuhaben, die nichts ande-
res als eine Fortsetzung des trügerischen Waffenstill-
standes ist". Ihr Verfasser erklärte, daß jeglicher „Schritt, 
der unternommen wird, sich im Rahmen einer permanen-
ten Friedensregelung bewegen und daß sich der Rückzug 
auf sichere Grenzen vollziehen muß". Der Begriff 
„sichere und anerkannte Grenzen" war zunächst in einer 
amerikanischen Vorlage erschienen, deren Verfasser dar-
auf hinwies, daß damit etwas anderes als die Demarka-
tionslinien des ehemaligen Waffenstillstandes gemeint 

seien. Sichere und anerkannte Grenzen, führte er aus, 
hätte es im Nahen Osten niemals gegeben. Sie müßten 
deshalb im Verlauf des Friedensschlusses von den Parteien 
festgelegt werden. 

Diese waren also die Vereinbarungen, um derentwillen 
man Israels Zusammenarbeit bei der Mission Botschafter 
Jarrings suchte und erhielt. Welche Aussichten wir immer 
über die Formulierung anderer Regierungen haben mö-
gen, so wurde doch in jeder Phase deutlich, daß die Her-
stellung eines ständigen Friedens und erstmals ein Ab-
kommen über den Entwurf sicherer und anerkannter 
Grenzen die beiden Hauptthemen darstellten. Das sind 
die notwendigen Voraussetzungen für weitere Entwick-
lungen. Hier muß der Prozeß des Friedensschlusses an-
setzen. Wenn diese Probleme gelöst sind, wird man auch 
mit den anderen in der Resolution erwähnten Streit-
fragen ohne Schwierigkeiten zurechtkommen. Der Ver-
such, eine Änderung der Feuereinstellungsbedingungen 
außerhalb des Gefüges eines gerechten und dauerhaften 
Friedens und der Festlegung vereinbarter Grenzen herbei-
zuführen, würde eine irrationelle Handlungsweise dar-
stellen, für die weder eine völkerrechtliche Vollmacht 
noch ein Präzedenzfall bestehen. Es wäre dies ein kurzer 
und sicherer Weg zu erneutem Krieg unter Bedingungen, 
die für die Sicherheit und Existenz Israels schädlich wären. 
Unsere Kontakte mit dem Vertreter des Generalsekretärs 
begannen im Dezember 1967. Gegen Ende jenes Monats, 
am 27. Dezember, ließ ich dem ägyptischen Außenmini-
ster durch Botschafter Jarring ein Dokument überreichen, 
in dem ich ihm eine Tagesordnung zur Erörterung der 
Herstellung eines gerechten und dauerhaften Friedens 
vorschlug. In diesem Schreiben erklärte ich meine Bereit-
willigkeit, die Anschauungen der VAR zu erfahren und 
schlug vor, daß Vertreter unserer beiden Regierungen 
zusammenkommen sollten, um die gegenseitigen Ab-
sichten zu sondieren und Zuversicht und Vertrauen für 
zukünftige Kontakte zu gewinnen. In unserem Schreiben 
machten wir klar, daß die Grenze gänzlich in Verhand-
lungen und Übereinkunft festgelegt werden könne. 

Die VAR gab keine Antwort, nahm nicht Stellung, legte 
keine Gegenvorschläge vor. Tatsächlich hat die VAR 
bis zum heutigen Tage kein einziges Dokument über-
mittelt, das auf die israelischen Schreiben hinweist oder 
dazu Stellung nimmt. 

Am 7. Januar ließ ich der jordanischen Regierung durch 
Botschafter Jarring ein Schreiben überreichen, in dem 
ich einen konstruktiven Dialog zu eröffnen anstrebte. Ein 
Teil dieses Schreibens hatte folgenden Wortlaut : 

„Die Geschichte und die Geographie schaffen eine objek-
tive Interessenverwandtschaft zwischen den beiden Län-
dern. Mehr als jede andere Beziehung zwischen den Staa-
ten des Nahen Ostens handelt es sich hier um menschliche 
Interessen in gegenseitiger Abhängigkeit. Eine enge und 
vertrauensvolle Verbindung scheint für das Wohlergehen 
Jordaniens ebenso notwendig zu sein wie für das Wohl-
ergehen Israels." 

„Die strittigen Hauptprobleme zwischen Jordanien und 
Israel sind eng miteinander verknüpft. Territoriale 
Sicherheit, wirtschaftliche und humanitäre Probleme 
stoßen unmittelbar aufeinander. Ferner ist die politische 
und rechtliche Grundlage dieser Beziehung von vor-
herrschender Bedeutung. Wenn ein Vorabkommen über 
die Anknüpfung von friedlichen und dauerhaften 
Beziehungen zustande kommt, können alle anderen strit- 
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Probleme 7zwischen den beiden 1ändern wirksam mMmMens un: der Herstellung gerechten und dauerhaf-
un ehrenhaft gelöst werden ten Friedens hinzuweisen Der israelische Vertreter War

Ich ählte dann dıie tfünt Hauptthemen autf über die WIT bevollmächtigt bekräftigen daß WITL bereit M1

jedem arabischen Staat ec1nNn Abkommen ber alle deru11s CINISEN ollten Diese schlossen die Festlegung der
Grrenze und VO  m Sicherheitsmaßnahmen C1MN ] dDieser V or- Resolution enthaltenen Punkte anzustreben un daß
SC. blieb unbeantwortet. WI1r den Vorschlag Doktor Jarrıngs annäiähmen Erftül-

Jung SE1NES Auftrages Zusammenkünfte zwischen IsraelÄAm 12 Februar bat ich Botschafter Jarring, folgendes
die Kegierungen VO  e AÄgypten un Jordanien über- und SCHINEN Nachbarn SE1NET Leitung MI dem Ziel
mitteln : friedlichen und akzeptierten Übereinkunft herbei-

zuführen„„Wie bisher wird Israel auch weliterhin MITt nen bei
rter 1ss1on 7zusammenarbeiten Wır akzeptieren die AÄAm 20 Maı nach Erörterung uNnNsefTfem Kabinett gyab
Resolution des Sicherheitsrates VO November 1967 ich VOL der Knesset 1116 Erklärung aAb der iıch

Vorschlag ür C1N Verfahren ZuUur Durchführung der Reso-der dıe Aufforderung zur Inıtuerung OM- lution des Sicherheitsrates durch Verhandlung, Abkom-
IMNEeENS ber die Herstellung des Friedens bei sicheren und
anerkannten Grenzen enthalten 1ST

men und der Unterzeichnung un Anwendung V

Vertragsverpflichtungen die VO  n beiden Parteien aAaUS-
Sobald C1in Friedensabkommen geschlossen 1S{ wird zuarbeiten sind unterbreitete In diesem WIC 11-
Von Israe] gewissenhaft durchgeführt werden YyCFAaANSECENEN Dokumenten wurde klargestellt WIT dıe
Wiıe ich nen bereits Februar 1968 angedeutet Festlegung der Grenze als C111 ema für Verhandlung
habe, 15{ Israel bereit ber alle der Resolution des und Vereinbarung betrachteten
Sicherheitsrats enthaltenen Fragen die jede der beiden Am Juni wurde {L117 mitgeteilt daß dieser V orschlagParteien anzuschne1iden wünscht erhandeln Unsere dem ständigen Vertreter der VAR übermittelt wurde der
Anschauungen ber die Friedensprobleme un!: 11ISETE ıhn ohne Stellungnahme ZUrTL Kenntnis annahm nde
Auslegung der Resolution wurden VO m1r No- August ieß ich dem Außenminister der VAR durch
vember 1968 VOT dem Sicherheitsrat dargelegt Botschafter Jarring 1116 e1 VO: edanken un: (se-
Der nächste Schritt collte der Zusammenführung beider sichtspunkten ber die tiefteren Bedeutungen des Begriffs
Parteien gelten Ich autf die Zustimmung, die „gerechter un endgültiger Frieden unterbreiten Lies
ich nen gegenüber Februar aussprach da der wurde Anfang September zusätzlichen Mitteilungen
Sonderbeauftragte des Generalsekretärs EeiIiNE Zusam- weitergeführt Auf alle diese Vorschläge erwiderte die
menkunfrt IMNIL beiden Regierungen arfangleien SO VAR indem S1e 1106 nähere Stellungnahme aAblehnte un
Diese Botschaft löste keine Erwiderung A4US, AÄAm 19 sich auftf die allgemeine ezugnahme auftf den Wortlaut

der Resolution des Sicherheitsrates beschränkte In ıhrerFebruar sandte iıch Botschatter Jarrıng 1ne Weitere Bot-
SC ZUTL Übermittlung ach Kairo. Diese Botschaftt rklirung über dAie Annahme der Resolution pflegte die
versicherte den Vertreter des Generalsekretärs der vollen VAR diese ohne irgendwelche ausführlichen
Zusammenarbeit SC1ITEeENS Israels SCE1NEeN emühungen, Angaben machen W as S16 ZuU Abschluß konkreter

Abkommen vorschlage Während dieser eit wurde diee1in Abkommen fördern und C 1INE akzeptierte Überein-
kunft über die Herstellung gerechten un dauer- ägyptische Politik tormellen Verlautbarung Prä-
haften Friedens Übereinstimmung 11 dem ihm der s1ident Nassers D Juni maßgeblich definiert In dieser
Resolution des Sicherheitsrates VO 22 November 1968 Erklärung drückte der Präsident der VAR Bereit-
erteilten Vollmacht erreichen Sie W16S$ terner darauf willigkeit aus WIC März 1957 „„CINEC politische Lösung
hin daß der VAR die Bereitwilligkeit sraels bekannt 1ST anzustreben NTE: der Bedingung dals bestimmte
ber alle der Resolution des Sicherheitsrates enthalte- Grundsätze der ägyptischen Politik anerkannt wurden
1enNn Punkte verhandeln Sie W165 aut die Tatsache hin 3Er „Folgende Grundsätze der ägyptischen Polıtik
daß dıie Resolution den men für e1n Abkommen s1ind unabänderlich
darstelle und Adaßß S1C ohne Nen direkten Austausch VO  - Keine Verhandlungen 98101 Israel
Anschauungen und Vorschlägen die ZwEISCILSEN Kein Frieden ML Israel
vertraglichen Verpflichtungen tühren icht erfüllbar Keıine Anerkennung Israels
SC 1 S1e akzeptierte die Ansıcht des Inıtiators daß die ZUTLT

FEinbeziehung das FEriedensabkommen empfohlenen s werden keine Abmachungen aut Kaosten palästi-
nensischer Gebiete Oder des palästinensischen VaolkesGrundsätze vollständig miteinander verbunden un:!
gemacht werdeneinandergreifend S16 schlug auch VOL 11n6 wirk-

tichkeitsnähere a4se einNzufreten un mMC sinnvollen Wiıe mMall AUS SOILIC. neYaLLVEN un unabänderlichen
Verhandlungen ZUfrf Erreichung gerechten un Grundsätzen den Frieden aufbauen 111 geht ber das
dauerhaftften Friedens WI1IE Vo Sıcherheitsrat gefordert Vorstellungsvermögen

beginnen Herr Präsident iıch habe die (reneralversammlung
Anfang März erbat Botschafter Jarring I11ISCTCEC Reaktion das Wıssen 1NSECEIE Inıtiativen un Vorschläge C 111-

geweiht Ich überlasse mMEEC111C11 Mitdelegierten e1-auf 381#82! Vorschlag, srael, die VAR und Jordanien
unfe SCIHLLCTL Ägide stehenden Konferenz ZU- len ob ihre vollständige Ablehnung gerechtfertigt und

berufen, der i Erfüllung SC1116S uftrages E  216 der MI1 dem aufrichtigen Bestreben vereinbar WAar die edin-
Resolution des Siıcherheitsrates C111 vereinbartes Oom- für NenNn ständiıgen Frieden erforschen un:
98181 angestrebt werden soll Wır wurden Sspater benach- Abkommen gelangen
richtigt daß die VAR diesen Weg blehnt unı: Jordanien Bei der Erörterung der Gründe für das Ausbleiben
iıh: nicht akzeptiert habe Am Maı wurde Botschafter wesentlichen Fortschritts annn nıcht mbhın

eobachten daß die Diskussion ber den Frieden zuviel(8}] ermächtigt den Sicherheitsrat auf sraels Annahme
der Novemberresolution ZUFC Förderung OmMm- semantische Redensarten un die
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tigen Probleme zwischen den beiden Ländern wirksam 
und ehrenhaft gelöst werden." 
Ich zählte dann die fünf Hauptthemen auf, über die wir 
uns einigen sollten. Diese schlossen die Festlegung der 
Grenze und von Sicherheitsmaßnahmen ein. Dieser Vor-
schlag blieb unbeantwortet. 

Am 12. Februar bat ich Botschafter Jarring, folgendes an 
die Regierungen von Ägypten und Jordanien zu über-
mitteln: 
„Wie bisher wird Israel auch weiterhin mit Ihnen bei 
Ihrer Mission zusammenarbeiten. Wir akzeptieren die 
Resolution des Sicherheitsrates vom 22. November 1967, 
in der die Aufforderung zur Initiierung eines Abkom-
mens über die Herstellung des Friedens bei sicheren und 
anerkannten Grenzen enthalten ist. 
Sobald ein Friedensabkommen geschlossen ist, wird es 
von Israel gewissenhaft durchgeführt werden. 
Wie ich Ihnen bereits am 1. Februar 1968 angedeutet 
habe, ist Israel bereit, über alle in der Resolution des 
Sicherheitsrats enthaltenen Fragen, die jede der beiden 
Parteien anzuschneiden wünscht, zu verhandeln. Unsere 
Anschauungen über die Friedensprobleme und unsere 
Auslegung der Resolution wurden von mir am 22. No-
vember 1968 vor dem Sicherheitsrat dargelegt. 
Der nächste Schritt sollte der Zusammenführung beider 
Parteien gelten. Ich verweise auf die Zustimmung, die 
ich Ihnen gegenüber am 1. Februar aussprach, daß der 
Sonderbeauftragte des . Generalsekretärs eine Zusam-
menkunft mit beiden Regierungen arrangieren solle." 
Diese Botschaft löste keine Erwiderung aus. Am 19. 
Februar sandte ich Botschafter Jarring eine weitere Bot-
schaft zur Übermittlung nach Kairo. Diese Botschaft 
versicherte den Vertreter des Generalsekretä .rs der vollen 
Zusammenarbeit seitens Israels in seinen Bemühungen, 
ein Abkommen zu fördern und eine akzeptierte Überein-
kunft über die Herstellung eines gerechten und dauer-
haften Friedens in Übereinstimmung mit dem ihm in der 
Resolution des Sicherheitsrates vom 22. November 1968 
erteilten Vollmacht zu erreichen. Sie wies ferner darauf 
hin, daß der VAR die Bereitwilligkeit Israels bekannt ist, 
über alle in der Resolution des Sicherheitsrates enthalte-
nen Punkte zu verhandeln. Sie wies auf die Tatsache hin, 
daß die Resolution den Rahmen für ein Abkommen 
darstelle, und daß sie ohne einen direkten Austausch von 
Anschauungen und Vorschlägen, die zu zweiseitigen 
vertraglichen Verpflichtungen führen, nicht erfüllbar 
sei. Sie akzeptierte die Ansicht des Initiators, daß die zur 
Einbeziehung in das Friedensabkommen empfohlenen 
Grundsätze vollständig miteinander verbunden und in-
einandergreifend seien; sie schlug auch vor, in eine wirk-
lichkeitsnähere Phase einzutreten und mit sinnvollen 
Verhandlungen zur Erreichung eines gerechten und 
dauerhaften Friedens, wie vom Sicherheitsrat gefordert, 
zu beginnen. 
Anfang März erbat Botschafter Jarring unsere Reaktion 
auf einen Vorschlag, Israel, die VAR und Jordanien zu 
einer unter seiner Ägide stehenden Konferenz einzu-
berufen, in der in Erfüllung seines Auftrages gemäß der 
Resolution des Sicherheitsrates ein vereinbartes Abkom-
men angestrebt werden soll. Wir wurden später benach-
richtigt, daß die VAR diesen Weg ablehnt und Jordanien 
ihn nicht akzeptiert habe. Am 1. Mai wurde Botschafter 
Tekoa ermächtigt, den Sicherheitsrat auf Israels Annahme 
der Novemberresolution zur Förderung eines Abkom- 

mens und der Herstellung eines gerechten und dauerhaf-
ten Friedens hinzuweisen. Der israelische Vertreter war 
bevollmächtigt zu bekräftigen, daß wir bereit seien, mit 
jedem arabischen Staat ein Abkommen über alle in der 
Resolution enthaltenen Punkte anzustreben, und daß 
wir den Vorschlag Doktor Jarrings annähmen, in Erfül-
lung seines Auftrages Zusammenkünfte zwischen Israel 
und seinen Nachbarn unter seiner Leitung mit dem Ziel 
einer friedlichen und akzeptierten Übereinkunft herbei-
zuführen. 
Am 29. Mai, nach Erörterung in unserem Kabinett, gab 
ich vor der Knesset eine Erklärung ab, in der ich einen 
Vorschlag für ein Verfahren zur Durchführung der Reso-
lution des Sicherheitsrates durch Verhandlung, Abkom-
men und der Unterzeichnung und Anwendung von 
Vertragsverpflichtungen, die von beiden Parteien aus-
zuarbeiten sind, unterbreitete. In diesem, wie in voran-
gegangenen Dokumenten, wurde klargestellt, daß wir die 
Festlegung der Grenze als ein Thema für Verhandlung 
und Vereinbarung betrachteten. 
Am 14. Juni wurde mir mitgeteilt, daß dieser Vorschlag 
dem ständigen Vertreter der VAR übermittelt wurde, der 
ihn ohne Stellungnahme zur Kenntnis annahm. Ende 
August ließ ich dem Außenminister der VAR durch 
Botschafter Jarring eine Reihe von Gedanken und Ge-
sichtspunkten über die tieferen Bedeutungen des Begriffs 
„gerechter und endgültiger" Frieden unterbreiten. Dies 
wurde Anfang September in zusätzlichen Mitteilungen 
weitergeführt. Auf alle diese Vorschläge erwiderte die 
VAR, indem sie eine nähere Stellungnahme ablehnte und 
sich auf die allgemeine Bezugnahme auf den Wortlaut 
der Resolution des Sicherheitsrates beschränkte. In ihrer 
Erklärung über die Annahme der Resolution pflegte die 
VAR diese zu zitieren, ohne irgendwelche ausführlichen 
Angaben zu machen, was sie zum Abschluß konkreter 
Abkommen vorschlage. Während dieser Zeit wurde die 
ägyptische Politik in einer formellen Verlautbarung Prä-
sident Nassers am 23. Juni maßgeblich definiert. In dieser 
Erklärung drückte der Präsident der VAR seine Bereit-
willigkeit aus, wie im März 1957 „eine politische Lösung" 
anzustreben, unter der Bedingung, daß bestimmte 
Grundsätze der ägyptischen Politik anerkannt würden. 
Er sagte : „Folgende Grundsätze der ägyptischen Politik 
sind unabänderlich : 
1. Keine Verhandlungen mit Israel 
2. Kein Frieden mit Israel 
3. Keine Anerkennung Israels 
4. Es werden keine Abmachungen auf Kosten palästi-

nensischer Gebiete oder des palästinensischen Volkes 
gemacht werden." 

Wie man aus solch negativen und unabänderlichen 
Grundsätzen den Frieden aufbauen will, geht über das 
Vorstellungsvermögen. 
Herr Präsident, ich habe die Generalversammlung in 
das Wissen um unsere Initiativen und Vorschläge ein-
geweiht. Ich überlasse es meinen Mitdelegierten zu urtei-
len, ob ihre vollständige Ablehnung gerechtfertigt und 
mit dem aufrichtigen Bestreben vereinbar war, die Bedin-
gungen für einen ständigen Frieden zu erforschen und 
zu einem Abkommen zu gelangen. 
Bei der Erörterung der Gründe für das Ausbleiben eines 
wesentlichen Fortschritts kann man nicht umhin zu 
beobachten, daß die Diskussion über den Frieden zuviel 
um semantische Redensarten und zu wenig um die 
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strittigen Fragen gekreist hat Es g1bt kein einziges Be1i- PDDie Herstellung des Friedens
spie. in der Geschichte, daß ein hartnäckiger und KOm- Der Feuereinstellung mu der Zustand des gerechten
plizierter onfiık durch die Verlesung VOIN Erklärungen und dauerhaften Friedens folgen, der durch ordnungs-
ohne Drazise Abkommen über die strittigen Fragen, die gemäße Verhandlungen zustande geDraCc werden un

dem Konflikt geführt hatten, beendet worden ware. vertragsmälßigen Ausdruck inden Mu|
Israel hat die Resolution des Sicherheitsrates über die Frieden bedeutet nıcht das bloße Ausbieiben VO  — Kämp-
Herstellung elnes gerechten un dauerhaften Friedens ten Hr stellt eine DOositive, klar definierte Beziehung mı1t
akzeptiert und sich bereit erklärt, Verhandlungen über weitreichenden politischen, praktischen und rec  ichen
alle datrın erwähnten Grundsätze führen. Wır sind der Konsequenzen dar Wır schlagen VOT, daß die Friedens-
Meinung, daß die Resolution durch Verhandlung, Ab- regelung 1n Vertragsform gekleidet wird. Der Vertrag
kommen und die gemeinsame Unterzeichnung un An- sSOÄlte die ZSENAUCH Bedingungen ufsecIrfer Koextistenz fest-
wendung aNSECMESSENC Vertragspflichten rtulit werden egen, einschließlich der vereinbarten Aandkartfe mMi1t der
mul} sicheren und anerkannten (srenze. Es leg 1im Wesen

des Friedens, daß beide Parteien den Plan und dasWenn die Parteien die Grundlage für eine egelung
akzeptieren, ist ihre Mindestpflicht, klar machen, Bewußtsein bindet, dafßß ihr 2() Jahre alter Konfitkt für
WAS S1€E Nfe dieser Billizung verstehen. em man immer Ende ist. Frieden 1St mehr als sogenannter
identische und akonische Erklärungen bel nau PeNf- ‚„Nicht-Kriegszustand“‘, { dDie Ausschaltung des Kriegs-
gegengesetzten Ootıven und Auslegungenabgibt, Kommt zustandes ist eine VO  5 vielen V oraussetzungen, die ZUTr

I1a internationalem Betrug gefährlich nahe. Ile Par- Herstellung e1nes gerechten und dauerhaften Friedens
telen mussen k4  9 w S1e meinen und meınen, wWwas dienen. Wenn früher einen Friedenszustand 7wischen

den Staaten uUuNsSsSeETES Raumes gegeben hätte und voruüber-S1e a  11. Nicht das, Wa WIr ACN, sondern das, wa Wr
CUunNn, ist der Kern des Problems Der Aufbau elnes rle- gehende Feindseligkeiten ausgebrochen wären, hätte
densgefüges ertordert ununterbrochenes Handeln, genuügt, den Kriegszustand urc die Rückkehr ZU.

die lebenswichtigen Interessen der Parteien 1n annehm- Status qUO ante bellum beenden.
baren inklang bringen. So WA4Ss w1e Frieden durch ber 1m arabisch-israelischen Raum hat kein Friedens-
Zauberformeln g1bt nıiıcht Der Frieden kannn durch Zzustand geherrscht. Es g1bt Kkeinen normalen, legitimen
Deklamatıionen, die VO der Weigerung, Verhandlungen oder festgelegten Zustand, dem mMan Zzurückkehren

könnte UDIe Friedensstruktur muß eshalb VO  - Grundüber e1in lebensfähiges Abkommen führen, begleitet
sind, nıcht gefördert werden. Die Resolution cCles Sicher- auf errichtet werden. Die Parteien mussen DOSLELV defi-
heitsrates wurde als Instrument des Friedens nicht HC- nieren, W1IE ihre Beziehungen aussehen sollen und nicht

1E wurde als Hindernis und herangezogen, Z1LUL, w1ie S1e nıiıcht mehr seıin werden. uch der Sicherheits-
die Erlangung des Friedens verhindern. raf hat die Herstellung des Friedens und nicht ine ProV1-

Unter diesen Umständen hat sıch me1ine eglerung unab- sorische oder unklare oder bruchstückartige egelung W1€E

Jässıg Gedanken darüber gemacht, weilche Schritte 11U11- die, die 1967 zu Kriegsausbruch führte, gefordert.
mehr unte  men werden ollten [ Dies 1st das Ergeb- Sichere und anerkannte Grenzen
n1s Die Enttäuschung der Vergangenheit sollte nıicht iIm men des Friedens werden die Feuereinstellungs-
ZUT Verzweiflung führen. ur steht zuviel auft dem Unien durch ständige, sichere und anerkannte (srenzen
pie. Obwohl die Feuereinstellungsabkommen 1ne 7wischen Israel und jedem der arabischen Nachbarstaaten
wesentliche Absicherung groß angelegte eind- EISEt7Zt werden, und die Truppendispositionen werden in
seligkeiten bieten, tellen S1e Keinen endgültigen Friedens- inklang mıit den (srenzen gemä des endgültigen rle-
zustand dar S1ie müssen natürlich ange aufrecht erhal- dens getroffen werden. Wır sind gewillt, mMi1t jedem der
tfen und respektiert werden, bis der Frieden gESCHIOSSEN arabischen Staaten eın Abkommen ber sichere und NEI-
ist S1e mussen Erosion durch militärische An- kannte Grenzen nnerhalb eines Dauerfriedens trefifen.
griffe unı mörderische Überfälle geschützt werden. Ks ist möglich, ein Grenzabkommen auszuarbeiten, (das
Gleichzeitig aber sollte die Suche ach einem dauerhaften sowohl der Sicherheit sraels als der Würde der arabi-
Frieden beharrlich, unermüdlich, elastisch und VOL em schen Staaten gerecht wird. ach ZWanzlıg Jahren 1st
aufrichtig se1in. Meine egierung glaubt, dal3 ENTSPE- der Zeit  3 daß die Staaten des en ( )stens aufhörten,
en der hler durch NSCTE Anwesenheit siıch bietenden innerhalb provisorischer „Demarkationslinien“‘ eben,
Umstände un! tmosphäre ein Anlauf OI11- die der enauigkeit und Dauerhaftigkeit entbehren,
fmnen werden solite Wır schlagen VOL, dal} 11 den nächsten die sich 1Ur 4a4U$S dem ausdrücklichen Abkommen ZW1-
ochen MNEUEC Anstrengungen für eine Zusammenarbeit schen den beteiligten Staaten ergeben können. IDIE Mehr-
mit Botschafter Jarring’s Aufgabe ZUT Förderung eines elit der Vereinten Nationen hat erkannt, daß die e1INZ1g
Abkommens über die Herstellung des Friedens gemacht dauerhaften und vernünftigen Lösungen vereinbarte
werden. Lösungen selen, die dem gemeinsamen Interesse uUunNnNseETET

Völker dienen. DIie NEU€E Friedensstruktur, die die sicherenHs 1st wesentlich, AUS der deklaratorischen A4se USZU-

brechen, 1n der doch die Unterschlede der Formulierung unı anerkannten (srenzen einschließt, muß VO  [ arabi-
scher und israelischer and errichtet werden.zweitrangig und jedenfalls eg1itim sind, den rund-

satzen, UrcCc.| die der Frieden 1n Übereinstimmung mit Sicherheitsabkom men
den auptzielen der Charta der Vereinten Nationen Oder Zusätzlich der Festlegung vereinbarter Territorial-
der Resoluüution des Sicherheitsrates oder den ege des AEECHNZEN ollten WI1r auch andere Sicherheitsregelungeninternationalen Rechtes erreicht werden kann, Wirksam- erortern, 1n der Absıcht, die anfällige Lage, die den 7Zu-
keit verleihen. Wır benötigen nicht Worte des Krieges, sammenbruch des Friedens 1 Sommer 1967 verursachte,
sondern Taten des Friedens vermelden. Das Dokument, das den Frieden herbe1-
Ich werde die LICUIN Grundsätze aufzählen, durch welche führt, sollte ein gegenseitiges Nichtangriffsversprechen
der Frieden erreicht werden Kkann. enthalten.

strittigen Fragen gekreist hat. Es gibt kein einziges Bei-
spiel in der Geschichte, daß ein hartnäckiger und kom-
plizierter Konflikt durch die Verlesung von Erklärungen 
ohne präzise Abkommen über die strittigen Fragen, die 
zu dem Konflikt geführt hatten, beendet worden wäre. 
Israel hat die Resolution des Sicherheitsrates über die 
Herstellung eines gerechten und dauerhaften Friedens 
akzeptiert und sich bereit erklärt, Verhandlungen über 
alle darin erwähnten Grundsätze zu führen. Wir sind der 
Meinung, daß die Resolution durch Verhandlung, Ab-
kommen und die gemeinsame Unterzeichnung und An-
wendung angemessener Vertragspflichten erfüllt werden 
muß. 
Wenn die Parteien die Grundlage für eine Regelung 
akzeptieren, ist es ihre Mindestpflicht, klar zu machen, 
was sie unter dieser Billigung verstehen. Indem man 
identische und lakonische Erklärungen bei genau ent-
gegengesetzten Motiven und Auslegungen abgibt, kommt 
man internationalem Betrug gefährlich nahe. Alle Par-
teien müssen sagen, was sie meinen — und meinen, was 
sie sagen. Nicht das, was wir sagen, sondern das, was wir 
tun, ist der Kern des Problems. Der Aufbau eines Frie-
densgefüges erfordert ununterbrochenes Handeln, um 
die lebenswichtigen Interessen der Parteien in annehm-
baren Einklang zu bringen. So etwas wie Frieden durch 
Zauberformeln gibt es nicht. Der Frieden kann durch 
Deklamationen, die von der Weigerung, Verhandlungen 
über ein lebensfähiges Abkommen zu führen, begleitet 
sind, nicht gefördert werden. Die Resolution des Sicher-
heitsrates wurde als Instrument des Friedens nicht ge-
nutzt. Sie wurde als Hindernis und Alibi herangezogen, 
um die Erlangung des Friedens zu verhindern. 
Unter diesen Umständen hat sich meine Regierung unab-
lässig Gedanken darüber gemacht, welche Schritte nun-
mehr unternommen werden sollten. Dies ist das Ergeb-
nis. Die Enttäuschung der Vergangenheit sollte nicht 
zur Verzweiflung führen. Dafür steht zuviel auf dem 
Spiel. Obwohl die Feuereinstellungsabkommen eine 
wesentliche Absicherung gegen groß angelegte Feind-
seligkeiten bieten, stellen sie keinen endgültigen Friedens-
zustand dar. Sie müSsen natürlich so lange aufrecht erhal-
ten und respektiert werden, bis der Frieden geschlossen 
ist. Sie müssen gegen Erosion durch militärische An-
griffe und mörderische Überfälle geschützt werden. 
Gleichzeitig aber sollte die Suche nach einem dauerhaften 
Frieden beharrlich, unermüdlich, elastisch und vor allem 
aufrichtig sein. Meine Regierung glaubt, daß entspre-
chend der hier durch unsere Anwesenheit sich bietenden 
Umstände und Atmosphäre ein neuer Anlauf genom-
men werden sollte. Wir schlagen vor, daß in den nächsten 
Wochen neue Anstrengungen für eine Zusammenarbeit 
mit Botschafter Jarring's Aufgabe zur Förderung eines 
Abkommens über die Herstellung des Friedens gemacht 
werden. 
Es ist wesentlich, aus der deklaratorischen Phase auszu-
brechen, in der doch die Unterschiede der Formulierung 
zweitrangig und jedenfalls legitim sind, um den Grund-
sätzen, durch die der Frieden in Übereinstimmung mit 
den Hauptzielen 'der Charta der Vereinten Nationen oder 
der Resolution des Sicherheitsrates oder den Regeln des 
internationalen Rechtes erreicht werden kann, Wirksam-
keit zu verleihen. Wir benötigen nicht Worte des Krieges, 
sondern Taten des Friedens. 
Ich werde die neun Grundsätze aufzählen, durch welche 
der Frieden erreicht werden kann. 

1. Die Herstellung des Friedens 
Der Feuereinstellung muß der Zustand des gerechten 
und dauerhaften Friedens folgen, der durch ordnungs-
gemäße Verhandlungen zustande gebracht werden und 
vertragsmäßigen Ausdruck finden muß. 
Frieden bedeutet nicht das bloße Ausbleiben von Kämp-
fen. Er stellt eine positive, klar definierte Beziehung mit 
weitreichenden politischen, praktischen und rechtlichen 
Konsequenzen dar. Wir schlagen vor, daß die Friedens-
regelung in Vertragsform gekleidet wird. Der Vertrag 
sollte die genauen Bedingungen unserer Koexistenz fest-
legen, einschließlich der vereinbarten Landkarte mit der 
sicheren und anerkannten Grenze. Es liegt im Wesen 
des Friedens, daß er beide Parteien an den Plan und das 
Bewußtsein bindet, daß ihr 20 Jahre alter Konflikt für 
immer zu Ende ist. Frieden ist mehr als sogenannter 
„Nicht-Kriegszustand". Die Ausschaltung des Kriegs-
zustandes ist eine von vielen Voraussetzungen, die zur 
Herstellung eines gerechten und dauerhaften Friedens 
dienen. Wenn es früher einen Friedenszustand zwischen 
den Staaten unseres Raumes gegeben hätte und vorüber-
gehende Feindseligkeiten ausgebrochen wären, hätte 
es genügt, den Kriegszustand durch die Rückkehr zum 
Status quo ante bellum zu beenden. 
Aber im arabisch-israelischen Raum hat kein Friedens-
zustand geherrscht. Es gibt keinen normalen, legitimen 
oder festgelegten Zustand, zu dem man zurückkehren 
könnte. Die Friedensstruktur muß deshalb von Grund 
auf errichtet werden. Die Parteien müssen positiv defi-
nieren, wie ihre Beziehungen aussehen sollen und nicht 
nur, wie sie nicht mehr sein werden. Auch der Sicherheits-
rat hat die Herstellung des Friedens und nicht eine provi-
sorische oder unklare oder bruchstückartige Regelung wie 
die, die 1967 zum Kriegsausbruch führte, gefordert. 

2. Sichere und anerkannte Grenzen 
Im Rahmen des Friedens werden die Feuereinstellungs-
linien durch ständige, sichere und anerkannte Grenzen 
zwischen Israel und jedem der arabischen Nachbarstaaten 
ersetzt werden, und die Truppendispositionen werden in 
Einklang mit den Grenzen gemäß des endgültigen Frie-
dens getroffen werden. Wir sind gewillt, mit jedem der 
arabischen Staaten ein Abkommen über sichere und aner-
kannte Grenzen innerhalb eines Dauerfriedens zu treffen. 
Es ist möglich, ein Grenzabkommen auszuarbeiten, das 
sowohl der Sicherheit Israels als der Würde der arabi-
schen Staaten gerecht wird. Nach zwanzig Jahren ist es 
an der Zeit, daß die Staaten des Nahen Ostens aufhörten, 
innerhalb priwisorischer „Demarkationslinien" zu leben, 
die der Genauigkeit und Dauerhaftigkeit entbehren, 
die sich nur aus dem ausdrücklichen Abkommen zwi-
schen den beteiligten Staaten ergeben können. Die Mehr-
heit der Vereinten Nationen hat erkannt, daß die einzig 
dauerhaften und vernünftigen Lösungen vereinbarte 
Lösungen seien, die dem gemeinsamen Interesse unserer 
Völker dienen. Die neue Friedensstruktur, die die sicheren 
und anerkannten Grenzen einschließt, muß von arabi-
scher und israelischer Hand errichtet werden. 

3. Sicherheitsabkommen 
Zusätzlich zu der Festlegung vereinbarter Territorial-
grenzen sollten wir auch andere Sicherheitsregelungen 
erörtern, in der Absicht, die anfällige Lage, die den Zu-
sammenbruch des Friedens im Sommer 1967 verursachte, 
zu vermeiden. Das Dokument, das den Frieden herbei-
führt, sollte ein gegenseitiges Nichtangriffsversprechen 
enthalten. 

46 



Stätten des Christentums un des Islams denen überant-Öffene Grenzen
Nachdem das Abkommen über den Hrieden un dıe werden sollen, denen S16 heilig sind. [YVgl. XIX;
testen Grenzen getroffen Se1In wird, sollite die 11- 4 /
wärtige Bewegungsfreiheit, besonders im israelisch- Destättgung und AÄnerrkennung der Souveränität, der [ /nan-jordanischen Abschnitt, aufrechterhalten und we1lter-
entwickelt werden. Es würde widersinnig se1in, WLLE tastharkeıit und des Rechtes auf nationale EXISENZ
11SsSCrTE V ölker 1LLUr 1m Zustand des Krieges und der Feuer- Diesem Grundsatz, cder in der Charta verbrämt und dem

in der Resolution des Sicherheitsrates VOoO Novembereinstellung triedlich miıteinander verkehren und Handel 1967 Ausdruck verliehen wurde, Mu.| yrölite Bedeutungtreiben dürften un iın Zeiten des Friedens ın (settos
voneinander getrennt sein muüßten. Wir Oollten der Ent- beigemessen werden. Lr sollte durch vertragliche Sonder-
wicklung der Oftenen (Gsrenze zwischen Staatengemein- egelungen rfüllt werden, die V Ol den egierungen

sraels unı jedem der arabischen Staaten namentlichschaften, WI1E S1E in einigen en Westeuropas besteht, getroften werden. Daraus ergibt siıch logischerweise, daßnacheifern. In diese Vorstellungen chließen WIr auch
die Freihafenmöglichkeiten für Jordanien der ittel- die arabischen Reglierungen alle ihre Vorbehalte, A1e S1Ce

ber die Nichtanwendharkeit ihrer Unterschriften 1inmeerküste sraels und den gegenselitigen Zugang ezug auft ıhre Beziehungen Israel ber die Nicht-Stätten religiöser und historischer Verbundenhet e1n. exıisten z sraels selbest e1m Beitritt internationalen
Schiffahrt Abkommen gemacht aben, zurückziehen.

Die Beeinträchtigung der Tt aut den internatio-
nalen Wasserwegen des Gebietes WAL das 5Symbol des EILONALE Ayusapımenarbeit

Kriegszustandes urn mehr als einmal der direkte IUn )as Friedensgespräch sollte die Prüfung eines gemein-
Zugangs einigen der Hılftsmittel und Verbin-für den Ausbruch der Feindseligkeiten. Regelungen ZUr

Gewährleistung der Freiheit der ahrt soll uneln- dungslinien der Region in dem Bemühen, die Grundlage
geschränkt, SCNAU, onkret se1in und auf der vollen Gleich- für e1ine Gemeinschaft SOUVeEerAäaner Staaten 1m en
e1it der Rechte und Pflichten zwıschen Israel unı anderen (J)sten schaften, inschließen inige Vorstellungen

darüber habe ich in meiner ede dem KEuroparat im dEP-Küstenanliegerstaaten un gewl. auch mıiıt en Mit-
gliedsstaaten der Schiffahrtsgemeinschaft beruhen tember 1967 Zu Ausdruck gebracht. SO WEIT ber den

Inhalt eiInNes Friedens.
L füchtlinge Der Prozeß der Erforschung VO  a Friedensbedingungen

[Das Flüchtlingsproblem wurde UrC| den rieg VOCI- sollte VOLANSEZANKCNCN Beispielen folgen. Es gibt keinen
ursacht un annn durch den Frieden gelöst werden. Hall in der Geschichte, ongelöst oder der ber-
Hinsichtlich dieses TODIeEMS chlage ich VOF:! ZALLL VoO Kriegszustand zZu Friedenszustand autf der

i1ne Konterenz der Staaten des en ()stens Basıs der Weigerung Cddes einen Staates, miıt dem andern
Sa'imnmmen mit den Regierungen, dA16e ZUr Wohlfahrt der Staat in Verhandlungen treten, erwirkt werden konnte.
Flüchtlinge beitragen, un den Fachorganisationen der hbs ware nıchts Neues in der rfahrung und den P71E-
Vereinten Nationen sollte einberufen werden, einen hungen sSraels und den arabischen Staaten, WC: S16 sich

OLINzie träfen, eine Wandlung in iıhren BeziehungenFünfjahresplan Zur Lösung des Flüchtlingsproblems 1im
Rahmen eiNeEs dauerhaften Friedens und Zur Einordnung herbeizuführen. Was NEuUu ist, ist der Von Präsident Nasser
der Flüchtlinge in den Arbelitsprozeß entwerten. Diese Z beispiellose Grundsatz ‚„keiner Verhand-

lungen“‘Konterenz kann och VOIL den Friedensverhandlungen iInzwischen Ssind WI1L weiter zu Gedankenaustausch undeinberufen werden.
Aufgrund des Friedensabkommens ollten geme1n- Zur ärung bestimmter wesentlicher Themen mittels

Botschafter Jarring mi1t jeder arabıischen RegierungS4a”INe Flüchtlingsordnungs- un Fürsorgekommissionen bereit, die gewillt ist, einen gerechten und dauerhaftenV O1 den Unterzeichnern eingesetzt werden, verein- Frieden mIit Israe] herzustellen.harte rojekte für die Finoranung VO Flüchtlingen 1m
Herr Präsident, ich habe 11SCIE Anschauungen über denen Usten, die mit internationaler und regionaler Frieden ausführlicher als be1 Debatten der General-durchgeführt werden sollen, bewilligen.

Als Zwischenmaßnahme hat meine Regierung be- versammlung üblich iSt, erläutert. Für jeden der LICUT

schlossen, 1ın Anbetracht des bevorstehenden inters Punkte haben WiIir ausführliche Vorstellungen und (se-
sichtspunkte erarbeitet, die WIir in einem echten edan-die Erweiterung des Programms ZUT Vereinigung VON

Famlıilien verstärken un: beschleunigen un die kenaustausch mit den Nachbarstaaten erOörtern würden,
„Härtefälle‘‘ un Flüchtlingen behandeln, die sich wobhbei WI1r natürlich auch dA1e Stellungnahmen un: Vor-

schläge der anderen Seite erwagen würden. Keıin arabi-während der Kämpfe im Juni 1967 auf das Gebiet des scher Sprecher hat sich bisher in aNnnlıcher AusführlichkeiÖöstliıchen Jordans begeben hatten. Ferner dürfen ück-
kehrbewilligungen, die erteilt, aber n1:  - ausgEnNuUutZzZL WUL- bezüglich der esonderen und konkreten Fragen, die mi1t

dem Friedensschlu verbunden sind, uils vewandt.den, andere Flüchtlinge, die dieselben Anforderungen Unsere Vorschläge tutzen sich auft 1el Überlegung unun: V oraussetzungen WIE die ursprünglichen mpfänger
erfüllen, übertragen werden. Planung, die Früchte trag en können, WL 11ISCIC Herzen

und 1ISCIC Gesinnungen mit denen der Nachbarstaaten
Jerusalem wechselwirkend Sind

Israel streht keine einseltige Zuständigkeit über die eili- Wır wenden u1fls befreundete Regierungen außerhalb
TCH Staätten des Christentums un des Islams Wir sind der Region, den (Jeist un den Gehalt der Vorstellungen,
bereit, 1n jedem einen Status auszuarbeiten, der die ich hier ol 17 7lert habe, bewerten. Wir bitten die
ihrem uniıversellen arakter Wirksamkeit verleiht. Wır arabischen Regierungen dringend, S1Ee mit Bedachtsam:-
würden SEINC entsprechende Abkommen mMit den Bete1i- keit erwagen und ihre SENAUCLEN olgerungen mit u11ls

lıgten besprechen. Ks 1St unsefe Politik, daß die heiligen in dem üblıchen und passenden Rahmen erproben.

4. Offene Grenzen 
Nachdem das Abkommen über den Frieden und die 
festen Grenzen getroffen sein wird, sollte die gegen-
wärtige Bewegungsfreiheit, besonders im israelisch-
jordanischen Abschnitt, aufrechterhalten und weiter-
entwickelt werden. Es würde widersinnig sein, wenn 
unsere Völker nur im Zustand des Krieges und der Feuer-
einstellung friedlich miteinander verkehren und Handel 
treiben dürften und in Zeiten des Friedens in Gettos 
voneinander getrennt sein müßten. Wir sollten der Ent-
wicklung der offenen Grenze zwischen Staatengemein-
schaften, wie sie in einigen Teilen Westeuropas besteht, 
nacheifern. In diese Vorstellungen schließen wir auch 
die Freihafenmöglichkeiten für Jordanien an der Mittel-
meerküste Israels und den gegenseitigen Zugang zu 
Stätten religiöser und historischer Verbundenheit ein. 

5. Schiffahrt 
Die Beeinträchtigung der Schiffahrt auf den internatio-
nalen Wasserwegen des Gebietes war das Symbol des 
Kriegszustandes und mehr als einmal der direkte Grund 
für den Ausbruch der Feindseligkeiten. Regelungen zur 
Gewährleistung der Freiheit der Schiffahrt soll unein-
geschränkt, genau, konkret sein und auf der vollen Gleich-
heit der Rechte und Pflichten zwischen Israel und anderen 
Küstenanliegerstaaten und gewiß auch mit allen Mit-
gliedsstaaten der Schiffahrtsgemeinschaft beruhen. 

6. Flüchtlinge 
Das Flüchtlingsproblem wurde durch den Krieg ver-
ursacht und kann durch den Frieden gelöst werden. 
Hinsichtlich dieses Problems schlage ich vor : 
1. Eine Konferenz der Staaten des Nahen Ostens zu-
sammen mit den Regierungen, die zur Wohlfahrt der 
Flüchtlinge beitragen, und den Fachorganisationen der 
Vereinten Nationen sollte einberufen werden, um einen 
Fünfjahresplan zur Lösung des Flüchtlingsproblems im 
Rahmen eines dauerhaften Friedens und zur Einordnung 
der Flüchtlinge in den Arbeitsprozeß zu entwerfen. Diese 
Konferenz kann noch vor den Friedensverhandlungen 
einberufen werden. 
2. Aufgrund des Friedensabkommens sollten gemein-
same Flüchtlingsordnungs- und Fürsorgekommissionen 
von den Unterzeichnern eingesetzt werden, um verein-
barte Projekte für die Einordnung von Flüchtlingen im 
Nahen Osten, die mit internationaler und regionaler Hilfe 
durchgeführt werden sollen, zu bewilligen. 
3. Als Zwischenmaßnahme hat meine Regierung be-
schlossen, in Anbetracht des bevorstehenden Winters 
die Erweiterung des Programms zur Vereinigung von 
Familien zu verstärken und zu beschleunigen und die 
„Härtefälle" unter Flüchtlingen zu behandeln, die sich 
während der Kämpfe im Juni 1967 auf das Gebiet des 
östlichen Jordans begeben hatten. Ferner dürfen Rück-
kehrbewilligungen, die erteilt, aber nicht ausgenutzt wur-
den, an andere Flüchtlinge, die dieselben Anforderungen 
und Voraussetzungen wie die ursprünglichen Empfänger 
erfüllen, übertragen werden. 

7. Jerusalem 
Israel strebt keine einseitige Zuständigkeit über die heili-
gen Stätten des Christentums und des Islams an. Wir sind 
bereit, in jedem Falle einen Status auszuarbeiten, der 
ihrem universellen Charakter Wirksamkeit verleiht. Wir 
würden gerne entsprechende Abkommen mit den Betei-
ligten besprechen. Es ist unsere Politik, daß die heiligen 

Stätten des Christentums und des Islams denen überant-
wortet werden sollen, denen sie heilig sind. [Vgl. FR XIX ; 
69/72., S. 47 ff.] 

8. Bestätigung und Anerkennung der Souveränität, der Unan-
tastbarkeit und des Rechtes auf nationale Existenz 
Diesem Grundsatz, der in der Charta verbrämt und dem 
in der Resolution des Sicherheitsrates vom November 
1967 Ausdruck verliehen wurde, muß größte Bedeutung 
beigemessen werden. Er sollte durch vertragliche Sonder-
regelungen erfüllt werden, die von den Regierungen 
Israels und jedem der arabischen Staaten namentlich 
getroffen werden. Daraus ergibt sich logischerweise, daß 
die arabischen Regierungen alle ihre Vorbehalte, die sie 
über die Nichtanwendbarkeit ihrer Unterschriften in 
Bezug auf ihre Beziehungen zu Israel über die Nicht-
existenz Israels selbst beim Beitritt zu internationalen 
Abkommen gemacht haben, zurückziehen. 

9. Regionale Zusammenarbeit 
Das Friedensgespräch sollte die Prüfung eines gemein-
samen Zugangs zu einigen der Hilfsmittel und Verbin-
dungslinien der Region in dem Bemühen, die Grundlage 
für eine Gemeinschaft souveräner Staaten im Nahen 
Osten zu schaffen, einschließen. Einige Vorstellungen 
darüber habe ich in meiner Rede dem Europarat im Sep-
tember 1967 zum Ausdruck gebracht. So weit über den 
Inhalt eines Friedens. 
Der Prozeß der Erforschung von Friedensbedingungen 
sollte vorangegangenen Beispielen folgen. Es gibt keinen 
Fall in der Geschichte, wo Konflikte gelöst oder der Über-
gang vom Kriegszustand zum Friedenszustand auf der 
Basis der Weigerung des einen Staates, mit dem andern 
Staat in Verhandlungen zu treten, erwirkt werden konnte. 
Es wäre nichts Neues in der Erfahrung und den Bezie-
hungen Israels und den arabischen Staaten, wenn sie sich 
offiziell träfen, um eine Wandlung in ihren Beziehungen 
herbeizuführen. Was neu ist, ist der von Präsident Nasser 
geprägte beispiellose Grundsatz „keiner Verhand-
lungen". 
Inzwischen sind wir weiter zum Gedankenaustausch und 
zur Klärung bestimmter wesentlicher Themen — mittels 
Botschafter Jarring — mit jeder arabischen Regierung 
bereit, die gewillt ist, einen gerechten und dauerhaften 
Frieden mit Israel herzustellen. 

Herr Präsident, ich habe unsere Anschauungen über den 
Frieden ausführlicher als es bei Debatten der General-
versammlung üblich ist, erläutert. Für jeden der neun 
Punkte haben wir ausführliche Vorstellungen und Ge-
sichtspunkte erarbeitet, die wir in einem echten Gedan-
kenaustausch mit den Nachbarstaaten erörtern würden, 
wobei wir natürlich auch die Stellungnahmen und Vor-
schläge der anderen Seite erwägen würden. Kein arabi-
scher Sprecher hat sich bisher in ähnlicher Ausführlichkeit 
bezüglich der besonderen und konkreten Fragen, die mit 
dem Friedensschluß verbunden sind, an uns gewandt. 
Unsere Vorschläge stützen sich auf viel Überlegung und 
Planung, die Früchte tragen können, wenn unsere Herzen 
und unsere Gesinnungen mit denen der Nachbarstaaten 
wechselwirkend sind. 
Wir wenden uns an befreundete Regierungen außerhalb 
der Region, den Geist und den Gehalt der Vorstellungen, 
die ich hier skizziert habe, zu bewerten. Wir bitten die 
arabischen Regierungen dringend, sie mit Bedachtsam-
keit zu erwägen und ihre genaueren Folgerungen mit uns 
in dem üblichen und passenden Rahmen zu erproben. 
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Die Lösungen, die ich okizzliert habe, umfassen alle in lJer Gedanke eine Lösung, die den Partelen durch 1Ne
der Resolution des Sicherheitsrates erwähnten LThemen Gemeinschaftt der Mächte aufgezwungen würde, ist

ohl der unrealistischste VO  . en Die Positionen derun würden eine wirksame Erfüllung -  1  tfer Zielsetzungen
bilden. ächte sind sich in den etzten üunfzehn Monaten nıcht

näher gerückt als die Positionen der beteiligten Partelen.Wır tutzen uns auf den zusammenhängenden und V O11l-

einander abhängigen Charakter der strittigen Hragen. Außerdem 1st der ahe (O)sten kein internationales Pro-
Nichts ware fruchtloser als der Versuch, einem einzelnen tektorat. Er 1St ein Gebilet SOUVeraner Staaten, die allein
Grundsatz internationaler Politik eine Sonderstellung die Pflicht und die Verantwortung haben, die V oraus-
oder Vorrang geben, denn dadurch wurde die delikate setzungen ihrer Koexistenz estimmen. Wenn die
Ausgewogenheit zunichte gemacht werden. Parteien ein Abkommen geschlossen en werden, ware
Ferner werden die gegenseltigen Verpflichtungen sraels ohl selbstverständlich, daß ihte Übereinkunft ınter-
un der arabischen Staaten icht durch einen einzelnen natıonale Unterstützung genießt. en arabischen Staaten
Wortlaut erschöpft. S1iE sind auch durch die Charta, die PCH WIit ! „„Nur tür euch und für u1ls Heine Ist der Nahe
traditionellen Gebote des internationalen Rechtes, den ()sten keine ferne Beziehung oder eın strategisches An-
konstruktiven Realismus un das Gewicht menschlicher liegen oder eın onfliktherd, sondern die geschätzte
Bedürfnisse un Möglichkeiten bestimmt. Heimat, 1ın der 1ISCLC Kulturen geboren und Olk-
Damıit die arabischen Regierungen 2US ewohnheit nıcht werden geformt wurde und indem WIr und ıhr und alle
1n die Versuchung geraten, impulsiv 1  .  hre Ablehnung 1ISCTC Nachkommen in Zukunft 1n Gegenseltigkeit des
voreilig auszusprechen, darf ich bedenken geben, daß Nutzens un der Achtung 7zusammenleben muüssen.““
Tragödie nicht das ist.  y WAS Menschen erleiden, sondern | D LL14 ehrgeizig erscheinen, ber den Gedanken eines
das, W5 S1€ entbehren. Ffriedlichen Nahen ()stens diesem Zeitpunkt der Span-
Immer wieder haben arabische Regierungen heute Vor- NUuNns un: des Hasses sprechen. ber 11 der Physik
schläge abgelehnt, ach denen S1€ sich MOFSZSCH sehnen. gibt PEEWA: WIE Zündung be1 en Temperaturen.
Das verhängnisvolle Vorbild Zzeichnet sich während der uch in der politischen Erfahrung verursacht das Be-

eıit SEIt 1947 un davor ab Kın Verhandlungs- wußtsein der Getfahr oftmals das Autftauen efrstarrter

frieden, der VO  5 dem Gefühl der Neuerung 1St Sıtuationen. Autf Jange Siıcht können die Völker 1Ur C-
und durch umsichtige und elastische staatsmännische deihen, WE} S1C erkennen, W as ihr gemeinsames Interesse

verlangt. Die EeIt für ein schöpferisches Friedensaben-Kunst zustande kommt, ist Sallz und mal nicht 117CcCAd-

listisch. Tatsächlich WwWAare jeder andere Weg unrealistisch. ist re1ft.

11 Israe] erklärt den Vereinten Natıonen se1Ine Bereitschaft Zu

Truppenrückzug aut dem S1na1
Von Robert Estabrook
Diıese Berichterstattung AUS der „International Herald Trıbune“ Kın westlicher otschafter, der mMit den orgängen Ver-
No 26 692, Pariıs, V 11 1968 bringen WIr A1s eın Beispiel für
die israelische Bereitschaft Zur Herstellung eines dauerhaften Friedens. ist, heute, daß das israelische emorandum
Vgl 43 ff.) nicht polemisc. gehalten un zu eftrsten Mal AusSs-

drücklich einen Truppenrückzug erwähnte, sotern be-
nıte: Nations, New York, November WP) Israel stimmte Grenzen ormell testgelegt sind.
hat zZzu ersten Mal erkennen egeben, daß sich VOo Indem se1n Sicherheitsinteresse auft dem S1nal als den
der ägyptischen Sina1ı-Halbinse] zurückziehen will, WE Schutz seiner CcCh1itiahrt durch die Meerenge VO  e 'Liran
seine Sicherheits-Interessen in der Meerenge VO:  > 'Liran definierte, 1e8 Israel durchblicken, daß mMIt der Ent-
geschützt werden können. militarisierung der Halbinsel einverstanden sein würde
In einem gestern dem UN-Nahostvermittler Csunnar in Verbindung mMit besonderen SicherheitsvorkehrungenJarrıng überreichten A1ide-memaoire bot der israelische für die Kontrolle Vo  . afrm el Sheikh, das die Zufahrt
Außenminister bba Eban eine Diskussion ME Ägypten zu Golt VOIN Akaba beherrscht.
ber die Grenzfrage A} Kairo ausdrücklich se1ne Neuer Cresichtspunkt,. Kın anderer Gesichtspunkt in
Bereitschaft Zufr Herstellung eINEsS dauerhaften Friedens dem Aide-memoire War die Feststellung, daß Israel AV2L
erklärt arrıng eitete das Memorandum heute den auftf dem Recht Zur treien Durchfahrt durch den SuEeZ-
ägyptischen Außenminister Mahmoud Riad weiter, der 2nNn2 für seine Schife besteht, aber dieses Problem nıcht
INOLZCH Beratungen ach Kairo zurückkehren wird. verbindet mit der Herstellung dauerhafter Grenzen un
Obgleich Riad, Berichten AUS andetren Quellen zufolge, der rage der Truppenstationierung. Das könnte bedeu-
erklärte, daß 1n den israelischen orstellungen nichts ten, daß die ITruppen VOoNn den Utern des anals zurüuück-
Neues gebe, bestand der Eindruck, daß Jarrıng befriedigt FCZOFHEN werden, bevor wieder eröfinet wird,
Wa und die israelische Haltung 4Is beweglich der V oraussetzung, da die ungehinderte Benutzung des
beurtellte, ine Fortsetzung seliner 1ss1on ermÖög- Wasserwegs für Israel durch eine internationale Vereıin-
liıchen Jarrıngs Mandat endet A() November.? barung sichergestellt WIF:  d. Israelische Kreise untersche1-

den zwischen dem 2a12 un der Meerenge VvVon Tiran,
Übersetzt Dn Dr Christoph StrOUX. durch die die Sicherheit sraels unmittelbar berührt wird.Inzwischen hat der Cjeneralsekretär der Vereinten Nationen U Thant

offizıiell angekündiıgt, daß Aje 1ss10n Jarrıngs über den Dezember F1ine weıltere stillschweigende V oraussetzung ISt die, daß
1968 hinaus verlängert werde (Jerusalem OSst Weekly, 12 1968) Israel bereit ware, Aufräumungsarbeiten im ana. VOL
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Die Lösungen, die ich skizziert habe, umfassen alle in 
der Resolution des Sicherheitsrates erwähnten Themen 
und würden eine wirksame Erfüllung ihrer Zielsetzungen 
bilden. 
Wir stützen uns auf den zusammenhängenden und von-
einander abhängigen Charakter der strittigen Fragen. 
Nichts wäre fruchtloser als der Versuch, einem einzelnen 
Grundsatz internationaler Politik eine Sonderstellung 
oder Vorrang zu geben, denn dadurch würde die delikate 
Ausgewogenheit zunichte gemacht werden. 
Ferner werden die gegenseitigen Verpflichtungen Israels 
und der arabischen Staaten nicht durch einen einzelnen 
Wortlaut erschöpft. Sie sind auch durch die Charta, die 
traditionellen Gebote des internationalen Rechtes, den 
konstruktiven Realismus und das Gewicht menschlicher 
Bedürfnisse und Möglichkeiten bestimmt. 
Damit die arabischen Regierungen aus Gewohnheit nicht 
in die Versuchung geraten, impulsiv ihre Ablehnung 
voreilig auszusprechen, darf ich zu bedenken geben, daß 
Tragödie nicht das ist, was Menschen erleiden, sondern 
das, was sie entbehren. 
Immer wieder haben arabische Regierungen heute Vor-
schläge abgelehnt, nach denen sie sich morgen sehnen. 
Das verhängnisvolle Vorbild zeichnet sich während der 
ganzen Zeit seit 1947 und davor ab. Ein Verhandlungs-
frieden, der von dem Gefühl der Neuerung getragen ist 
und durch umsichtige und elastische staatsmännische 
Kunst zustande kommt, ist ganz und gar nicht unrea-
listisch. Tatsächlich wäre jeder andere Weg unrealistisch. 

Der Gedanke an eine Lösung, die den Parteien durch eine 
Gemeinschaft der Mächte aufgezwungen würde, ist 
wohl der unrealistischste von allen. Die Positionen der 
Mächte sind sich in den letzten fünfzehn Monaten nicht 
näher gerückt als die Positionen der beteiligten Parteien. 
Außerdem ist der Nahe Osten kein internationales Pro-
tektorat. Er ist ein Gebiet souveräner Staaten, die allein 
die Pflicht und die Verantwortung haben, die Voraus-
setzungen ihrer Koexistenz zu bestimmen. Wenn die 
Parteien ein Abkommen geschlossen haben werden, wäre 
es wohl selbstverständlich, daß ihre Übereinkunft inter-
nationale Unterstützung genießt. Den arabischen Staaten 
sagen wir : „Nur für euch und für uns alleine ist der Nahe 
Osten keine ferne Beziehung oder ein strategisches An-
liegen oder ein Konfliktherd, sondern die geschätzte 
Heimat, in der unsere Kulturen geboren und unser Volk-
werden geformt wurde und indem wir und ihr und alle 
unsere Nachkommen in Zukunft in Gegenseitigkeit des 
Nutzens und der Achtung zusammenleben müssen." 
Es mag ehrgeizig erscheinen, über den Gedanken eines 
friedlichen Nahen Ostens zu diesem Zeitpunkt der Span-
nung und des Hasses zu sprechen. Aber in der Physik 
gibt es so etwas wie Zündung bei hohen Temperaturen. 
Auch in der politischen Erfahrung verursacht das Be-
wußtsein der Gefahr oftmals das Auftauen erstarrter 
Situationen. Auf lange Sicht können die Völker nur ge-
deihen, wenn sie erkennen, was ihr gemeinsames Interesse 
verlangt. Die Zeit für ein schöpferisches Friedensaben-
teuer ist reif. 

II Israel erklärt den Vereinten Nationen seine Bereitschaft zum 
Truppenrückzug auf dem Sinai 
Von Robert H. Estabrook 

Diese Berichterstattung aus der „International Herald Tribune" 
No. 26 692, Paris, vom 8. 11. 1968 1  bringen wir als ein Beispiel für 
die israelische Bereitschaft zur Herstellung eines dauerhaften Friedens. 
(Vgl. o. S. 43 ff.). 

United Nations, New York, 6. November (WP). — Israel 
hat zum ersten Mal zu erkennen gegeben, daß es sich von 
der ägyptischen Sinai-Halbinsel zurückziehen will, wenn 
seine Sicherheits-Interessen in der Meerenge von Tiran 
geschützt werden können. 
In einem gestern dem UN-Nahostvermittler Gunnar 
Jarring überreichten Aide-mdmoire bot der israelische 
Außenminister Abba Eban eine Diskussion mit Ägypten 
über die Grenzfrage an, falls Kairo ausdrücklich seine 
Bereitschaft zur Herstellung eines dauerhaften Friedens 
erklärt. Jarring leitete das Memorandum heute an den 
ägyptischen Außenminister Mahmoud Riad weiter, der 
morgen zu Beratungen nach Kairo zurückkehren wird. 
Obgleich Riad, Berichten aus anderen Quellen zufolge, 
erklärte, daß es in den israelischen Vorstellungen nichts 
Neues gebe, bestand der Eindruck, daß Jarring befriedigt 
war und die israelische Haltung als beweglich genug 
beurteilte, um eine Fortsetzung seiner Mission zu ermög-
lichen. Jarrings Mandat endet am 30. November. 2  

1  Übersetzt von Dr. Christoph Stroux. 
2  Inzwischen hat der Generalsekretär der Vereinten Nationen U Thant 
offiziell angekündigt, daß die Mission Jarrings über den 15. Dezember 
1968 hinaus verlängert werde (Jerusalem Post Weekly, 9. 12. 1%8). 

Ein westlicher Botschafter, der mit den Vorgängen ver-
traut ist, sagte heute, daß das israelische Memorandum 
nicht polemisch gehalten war und zum ersten Mal aus-
drücklich einen Truppenrückzug erwähnte, sofern be-
stimmte Grenzen formell festgelegt sind. 
Indem es sein Sicherheitsinteresse auf dem Sinai als den 
Schutz seiner Schiffahrt durch die Meerenge von Tiran 
definierte, ließ Israel durchblicken, daß es mit der Ent-
militarisierung der Halbinsel einverstanden sein würde 
in Verbindung mit besonderen Sicherheitsvorkehrungen 
für die Kontrolle von Sharm el Sheikh, das die Zufahrt 
zum Golf von Akaba beherrscht. 
Neuer Gesichtspunkt. Ein anderer neuer Gesichtspunkt in 
dem Aide-mdmoire war die Feststellung, daß Israel zwar 
auf dem Recht zur freien Durchfahrt durch den Suez-
Kanal für seine Schiffe besteht, aber dieses Problem nicht 
verbindet mit der Herstellung dauerhafter Grenzen und 
der Frage der Truppenstationierung. Das könnte bedeu-
ten, daß die Truppen von den Ufern des Kanals zurück-
gezogen werden, bevor er wieder eröffnet wird, unter 
der Voraussetzung, daß die ungehinderte Benutzung des 
Wasserwegs für Israel durch eine internationale Verein-
barung sichergestellt wird. Israelische Kreise unterschei-
den zwischen dem Kanal und der Meerenge von Tiran, 
durch die die Sicherheit Israels unmittelbar berührt wird. 
Eine weitere stillschweigende Voraussetzung ist die, daß 
Israel bereit wäre, Aufräumungsarbeiten im Kanal vor 
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